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Im
Landtag

hat sich in der
letzten Zeit viel um

die Reiterstaffeln der Polizei
gedreht: Drei Stunden lang

währte die kontroverse Debatte über
die geplante Auflösung im Innenausschuss

(siehe Seite 15) und hitzig war die Aus-
einandersetzung im Plenum (Seite 3). Am Ende

stand das Aus für die Polizeireiter. Rettungsversuche der
Opposition, Proteste der betroffenen Beamten und

eine gewerkschaftliche Unterschriftenaktion
halfen nicht mehr: Das Land muss sparen,

auch wenn es an dieser Stelle besonders
weh tut.

Montage: Schälte

Wort und 
Widerwort:
Welche Eingriffe in Grundrechte sind
im Kampf gegen Terrorismus hinzu-
zunehmen?

Die terroristischen Anschläge der
jüngsten Vergangenheit sind noch gut
in Erinnerung, neue Angriffe sind
nach allen Erkenntnissen nicht aus-
zuschließen. Wie kann aufgeklärt und
vorgebeugt werden und wo sind Aus-
maß und Grenzen für Eingriffe in 
die verfassungsrechtlich garantierten
Grundrechte jeder einzelnen Bürgerin
und jedes Bürgers anzusetzen? -
Darüber debattieren die vier Land-
tagsfraktionen auf Seite 8.

Studiengebühren S. 4
Ab kommendem Jahr gilt für die
Studierenden im Land das Studien-
kontenmodell. Für das kostenlose
Studium werden Fristen gesetzt.
Wer überzieht, muss zahlen. Wer
zügig arbeitet, kann sein Guthaben
zur Weiterbildung einsetzen.

Mahnung S. 6
Mehr Sensibilität im Umgang mit
alten und kranken Men-
schen und mit Bürger-
kriegsflüchtlingen fordert
der  Petitionsausschuss –
im Bild die stv. Vors.
Brigitte Herrmann.

RuhrTriennale S. 9
Bilanz der ersten Saison dieses
Festivals vor der Kulisse des Ruhr-
gebiets im Kulturausschuss. Inten-
dant Gérard Mortier: Es gab
Anfangsschwierigkeiten, aber es soll

besser werden. Anregungen und
Kritik von den Abgeordneten.

Ländlicher Raum      S. 16
Was geschieht mit Gebäuden, die
die Landwirtschaft nicht mehr
braucht – sollen sie leer stehen
und allmählich verfallen oder
sollen sie für andere Zwecke ge-
nutzt werden? Der Wohnungsbau-
ausschuss fragte Sachverständige.
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Weder Entschädigungsleistungen noch gute
Worte können das Unrecht wieder gut-
machen, das die Opfer von Zwangs-Sterili-
sation und -Euthanasie erlitten haben. Doch
Landtagspräsident Ulrich Schmidt und der
Petitionsausschuss des Landtags haben es
geschafft, dass der Bochumer Paul Brune nicht
nur eine monatliche Entschädigung nach der
so genannten Härtefallklausel bekommt, son-
dern auch ein Entschuldigungsschreiben des
Direktors des Landschaftsverbandes Westfalen-
Lippe.

D
er Landschaftsverband ist Rechtsnach-
folger des ehemaligen Provinzialverbandes
Westfalen, der für die psychiatrischen

Einrichtungen verantwortlich war, durch die
Brune ging. Fast 60 Jahre musste der in-
zwischen 68-jährige Brune um den Nachweis
kämpfen, dass er nicht der „Irre“ ist, zu dem
ihn die Nationalsozialisten abstempelten.

Landtagspräsident Ulrich Schmidt bat
zum Gespräch in den Landtag. Und Landes-
direktor Wolfgang Schäfer kam gerne, um
Brune seinen Entschuldigungsbrief zu über-
reichen. Darin heißt es: „Der Landschaftsver-
band Westfalen-Lippe ist verpflichtet, Sie für
das in den psychiatrischen Einrichtungen des
Landschaftsverbandes bzw. des Provinzialver-
bandes in der Zeit des Nationalsozialismus und
auch in den Nachkriegsjahren bis 1953 erlittene
Unrecht um Entschuldigung zu bitten.“ Land-
tagspräsident Ulrich Schmidt ist froh, dass
Brune nun „von Staats wegen“ eine Ent-
schuldigung bewirkt hat: „Der Petitionsaus-
schuss hat dazu einen wesentlichen Beitrag ge-
leistet.“

1966 stellt Brune die erste Petition an den
nordrhein-westfälischen Landtag. Weitere folgen.
Brune legt inzwischen das erste Staatsexamen
in Germanistik ab. Doch für die Ämter ist er
immer noch der „Irre“, die Schulbehörde ver-
weigert ihm einen Referendariatsplatz. Durch
Hilfe des Petitonsausschusses, der sich seit Ok-
tober 2000 intensiv mit dem Anliegen von Paul
Brune beschäftigt, gelingt es, dass er neben der
Sozialhilfe nun auch 260 Euro Monatsrente be-
kommt.

Und nach dem Gespräch mit dem Land-
tagspräsidenten gibt es weitere Hoffnungen:
Vielleicht wird seine Geschichte veröffentlicht,
vielleicht gibt es Hilfe bei den bisher nicht ge-
zahlten Rentenansprüchen. Präsident Ulrich
Schmidt: „Wir wollen ihn rehabilitieren für ein
unendlich schweres Leben.“ SH

Entschuldigung für 
die Gräueltaten der 
Vergangenheit
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Horst Engel (FDP) räumte ein, „theoretisch“
gehöre die Entscheidung zum Organisations-
recht des Ministers, sie sei aber seiner Meinung
nach nicht an Innenausschuss und Parlament
zu treffen. Jetzt, nachdem sich der Innen-
minister jahrelang nicht um die Staffeln ge-
kümmert hat (Engel: „Er hat sie links liegen und
ausbluten lassen“), werde vom grünen Tisch
die Auflösung beschlossen – auf einer Daten-
grundlage, die falsch und nicht nachvollziehbar
sei und ohne zuvor Einsparpotentiale geprüft
zu haben. Im Gegensatz zur ministeriellen
Meinung betonte der innenpolitische Sprecher
der Liberalen den Einsatzwert der Reiter-
staffeln, der nach ihrem Wegfall nur durch „un-
glaublich viel Personal“ zu kompensieren sei.

Dr. Jürgen Rüttgers, CDU-Fraktionsvor-
sitzender, fand, es sei ein polizeitaktischer
Fehler, die Staffeln gänzlich abzuschaffen. Er
bat den Minister, die falsche Entscheidung zu-
rückzunehmen. Die Einsparung von zwei
Millionen Euro als Begründung anzuführen,
halte er für „politischen Unsinn“. Der Minister
habe einen erheblichen Mangel an Stil offen-
bart – gegenüber dem Parlament, den Be-
troffenen (Rüttgers: „Ich halte die Art und
Weise, wie mit den Betroffenen umgegangen
worden ist, für menschlich unanständig“) 
und den Gewerkschaften: „Mit allen sei vor-
her nicht gesprochen worden.“ Der Op-
positionschef: „Hier geht es nicht um Alles
oder Nichts, sondern hier geht es um Fragen,
die fachlich beantwortet werden müssen und
etwas mit Menschlichkeit zu tun haben“.

Jürgen Jentsch (SPD) gab der  Opposition
den Rat: „Lassen Sie die Kirche im Dorf“. Und
weiter: „Machen Sie die Pferde nicht scheu,
wenn die Polizeipräsidenten gemeinsam mit
der Landesregierung beschließen, die Reiter-
staffeln abzuschaffen“. Schon 1995 habe eine

Unternehmensberatung in einem Gutachten
deutlich gemacht, dass die Staffeln überflüssig
seien. Der Ausschuss habe sich mit dem Gut-
achten befasst, die Opposition keine Gründe
gesehen, die gegen diese Auflösung sprächen.
Jentsch: „Heute, nach fünf Jahren, setzt der
Innenminister
nach reiflicher
Überlegung und
intensiven Dis-
kussionen mit der
Polizeiführung
dieses Gutachten
um. Und schon be-
ginnt das große Ge-
schrei der Op-
position. Das ist
Opportunismus
hoch drei!“

Monika Düker
(GRÜNE) hielt den
Liberalen vor, ihre
Argumente zur angeb-
lich schwindenden in-
neren Sicherheit seien
längst widerlegt: „Herr
Engel, nehmen Sie zur
Kenntnis, dass unter
dem Strich die Sicherheit
in Nordrhein-Westfalen auch ohne Reiter-
staffeln gewährleistet ist“. Die Opposition mit
ihrem späten Protest sei unglaubwürdig, un-
verfroren und betreibe Populismus. Es sei eine
Legende zu sagen, der Innenminister habe die
Entscheidung einsam und allein getroffen.
Angesichts der Haushaltslage müsse gespart
werden.

Innenminister Dr. Fritz Behrens (SPD) stellte klar:
„Durch die Auflösung der Reiterstaffeln ent-
stehen weder Sicherheitslücken noch ist die

Öffentlichkeitsarbeit der Polizei in unvertret-
barer Weise beeinträchtigt“. Wenn die Staffeln
für die polizeiliche Aufgabenerfüllung unver-
zichtbar wären, „würden diese ungeachtet der
Kosten beibehalten“. Die Umsetzung der Ent-
scheidung sei ein Gebot des landesweit zu
gewährleistenden sachgerechten Personal- und
Sachmitteleinsatzes der Polizei. „Die Auf-
lösung“, betonte der Minister, „führe nach-
weislich zu einer Verstärkung des polizeilichen
Außendienstes und sei darum richtig“.

Theo Kruse (CDU) sah die Gefahr, dass
durch die Entscheidung weiteres Vertrauen bei
Betroffenen und Bürgern in die Politik abge-
baut wird. Über die endgültige Abschaffung
sollte erst beschlossen werden, wenn eine um-
fassende Kostenrechnung vorliegt.

Frank Baranowski (SPD)  betonte, es gehe vor
allem darum, den Wachdienst der Polizei im
Lande zu stärken. Darum sei der Entscheidung
der zehn Polizeipräsidenten zuzustimmen.

Lothar Hegemann (CDU) forderte die sechs
SPD-Abgeordneten aus dem Kreis Reckling-
hausen auf, bei der namentlichen Abstimmung
„heute für die Sicherheit im Kreis Reckling-
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Es bleibt dabei: Die Reiterstaffeln der
Polizei werden aufgelöst

Die Reiterstaffeln der nordrhein-westfälischen Polizei werden abgeschafft. Das ist seit dem 
22. Januar beschlossene Sache. Auch zwei Anträge, die von der Opposition zur Rettung einge-
bracht wurden, ändern daran nichts mehr. Der FDP-Antrag „Reiterstaffeln zählen weiterhin
zum taktischen Einsatzkonzept der Polizei“ (Drs. 13/3427) wurde in namentlicher Abstimmung
abgelehnt. Die CDU brachte ihren Antrag „Kein Verzicht auf Reiterstaffeln in Nordrhein-West-
falen“ (Drs. 13/3447) nicht einmal in die von ihr gewünschte und vom Ältestenrat 
vorgeschlagene Beratung in den Innenausschuss: Die SPD beantragte auch hier direkte 
Abstimmung mit dem Hinweis, die Argumente seien im Ausschuss bereits genügend aus-
getauscht worden.

Mehrheit bestätigt im Plenum die Entscheidung des Innenministers

hausen zu stimmen“. Dort seien vier Wachen
geschlossen worden, was die Polizeipräsidentin
damit begründet habe, sie müsse das tun, weil
es eine Reiterstaffel in Recklinghausen gebe. Ob
diese Wachen nach der Abschaffung nun
wieder geöffnet würden?

Als neues Mitglied des Landtags hat Landtagspräsident
Ulrich Schmidt (r.)  den Innenminister des Landes,
Dr. Fritz Behrens SPD (l.), verpflichtet. Behrens ist 
als Abgeordneter für die frühere SPD-Abgeordnete 
Renate Drewke ins Parlament nachgerückt, die vor kurzem
ihren Posten als  Regierungspräsidentin in Arnsberg 
angetreten hat. Foto: Schälte

Bitte klicken Sie hier, um weitere Informationen über die Abgeordneten zu erhalten!
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Die anderthalbfache Regelstudienzeit (meist 14 Semester) – das ist ab Sommersemester
kommenden Jahres die Frist, in der die Studierenden im Lande ihr erstes berufs-
qualifizierendes Studium absolvieren müssen, wenn sie keine Gebühren zahlen wollen.
Mit den Stimmen der SPD und den GRÜNEN hat der Landtag die Einführung von so ge-
nannten Studienkonten beschlossen. CDU und FDP votierten gegen den Gesetzentwurf.
Der war von der Landesregierung (Drs. 13/3023) vorgelegt worden. Die Koalitions-
fraktionen hatten aber den Entwurf in der Beratung  in wesentlichen Punkten 
verändert. Dieser Text (Drs. 13/3432) stand am 22. Januar in der zweiten Lesung zur
Abstimmung. Während der Debatte demonstrierten Studierende vor dem Landtag
(siehe Transparent).

Dietrich Kessel (SPD) betonte die Ver-
pflichtung des Staates, „jungen Menschen un-
abhängig von ihrem sozialen oder finanziellen
Hintergrund zur Erlangung einer beruflichen
Qualifikation ein gebührenfreies Hochschul-
studium zu ermöglichen“. Das bedeute aber
nicht, dass jedem individuellen Interesse an
Bildung entsprechende Angebote kostenfrei
und möglichst lebenslang zur Verfügung zu
stellen seien, schränkte der hochschulpolitische
Sprecher seiner Fraktion ein. Die
Studienkonten sorgten bei den
Studierenden für Interesse an ei-
nem möglichst raschen Abschluss.
Die Hochschulen stünden in der
Pflicht, die Studienbedingungen
weiter zu verbessern. Aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen, so
Kessel weiter, sei man von der ur-
sprünglichen Absicht abgerückt,
bereits vor der Einrichtung von
Studienkonten  zum Sommerse-
mester 2003 unter bestimmten
Voraussetzungen Studiengebühren
zu erheben.

Dr. Renate Düttmann-Braun (CDU)
nannte die gefundene Regelung ein
„bürokratisches Monstrum“, weil
seine Durchführung viel zusätz-
liches Personal verlange. Die meis-
ten Ziele des Gesetzes könnten so
nicht erreicht werden, darum sollte
auf das unnötige Gesetz nach
Meinung der CDU verzichtet werden. Ihre
Fraktion habe einen besseren Vorschlag. Die
Einführung von Studiengebühren sollte den
Hochschulen des Landes „angesichts ihrer
immensen Unterfinanzierung“ frei gestellt wer-
den. Die Gebühren, die den Hochschulen zur
eigenen Verwendung blieben, würden bis zur
Aufnahme der Berufstätigkeit gestundet. Be-
hinderte Studierende und BAföG-Empfänger
würden ausgenommen. Über einen aufzu-
bauenden Stipendienfonds würden die Gebüh-

Hälfte und ab 2005 komplett für sich
einsetzen. Hochschulen, die aktiv die
Studienbedingungen verbessern, pro-
fitieren mehr von den Einnahmen als
weniger aktive. Die Ministerin er-
neuerte ihre Kritik am CDU-Ge-
bührenvorschlag: Er sei ungesetzlich, unsozial
und auch unehrlich. Die Union des Landes ver-
stoße gegen geltendes Recht im Bund. Ge-

bühren vom ersten Semester an
seien unsozial, sie schreckten Kin-
der aus einkommensschwachen
Schichten ab. Unehrlich darum,
weil das Geld im Wesentlichen erst
2010 fließt – wo bleibe da die
Rücksicht auf aktuelle Haushalts-
lagen und Sanierungsstaus an den
Hochschulen?

Manfred Kuhmichel (CDU) be-
stritt, dass das Thema Studienge-
bühren in der CDU jemals ein Ta-
buthema gewesen sei. Aber die
Union sage klar: Erst sanieren, dann
kassieren. Alle CDU-Anträge zur
Besserung der Situation an den
Hochschulen durch ein Sanierungs-
programm seien abgelehnt worden,
jetzt „sehen wir keine andere Mög-
lichkeit mehr, als die Studierenden
auch an unserem Modell, das sozial
abgewogen und nachgelagert ist, mit
einem kleinen Beitrag zu beteiligen“.

Joachim Schultz-Tornau (FDP) räumte ein, dass
Koalitionsmodell komme ab 2007 dem von
seiner Partei vorgeschlagenen Bildungsscheck-
system sehr nahe. Aber was ab 2004 geplant sei,
das komme im Grunde den angeblich nicht
gewollten Langzeitstudiengebühren sehr nahe.
Aus Gründen der Opportunität verknüpfe die
Koalition  wieder elementar Falsches mit rich-
tigen Ansätzen. Da könne seine Fraktion nicht
folgen.

Studienkonten sind beschlossene Sache
Erststudium soll weiterhin gebührenfrei bleiben

ren für bestimmte Gruppen von Studierenden
ganz oder teilweise übernommen. Daran sei
nichts „ungesetzlich“ oder unsozial, wie die Re-
gierung behaupte.

Professor Dr. Friedrich Wilke (FDP) wertete den
Koalitionsentwurf als „rot-grüne Flickschus-
terei“. Ab 2004 werde jede Hochschule zum
„Inkassobüro für den Finanzminister“, um Ein-
nahmelöcher im Landeshaushalt zu stopfen.

Es handele sich um ein
komplett neues Gesetz,
zu dem die Betroffenen
bisher keine Stellung
nehmen konnten. Viel-
leicht gebe es ja eine
Expertenanhörung zum
CDU-Gebührenmodell.
Dann könne man da-
rüber reden, welche
Modelle die besseren
sind.

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE)
nannte drei Ziele: ge-
bührenfreies Erststudi-
um, Beschleunigung
der Studienreform und
Einstieg in lebens-
langes Lernen. Das
Kontenmodell habe
Lenkungswirkung. Die
CDU dagegen wolle
Gebühren schon vom

ersten Studientag an. Davon halte ihre Fraktion
nichts. Die geplanten Studienguthaben seien
großzügig und flexibel, sozial gerecht und
würden Anreize zum Wettbewerb der Hoch-
schulen schaffen. Das Land übernehme eine
bundesweite Vorreiterrolle.

Wissenschaftsministerin Hannelore Kraft (SPD)
machte auf die Anreize aufmerksam, die das
Gesetz für die Hochschulen schaffe: Ab 2005
könnten diese das hereinkommende Geld zur

Dietrich Kessel (SPD)

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE)

Professor Dr.
Friedrich Wilke (FDP)

Manfred Kuhmichel (CDU)

Bitte klicken Sie hier, um weitere Informationen über die Abgeordneten zu erhalten!
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NRW will gewichtige Stimme in der Debatte
um Reform des deutschen Föderalismus sein

Angesichts der auf Bundesebene laufenden
Debatte über die Zahl der Bundesländer – sie
soll wieder einmal verkleinert werden – hat
sich der Landtag Nordrhein-Westfalen aktiv
in die Föderalismusdiskussion eingeschaltet.
Er erörterte am 23. Januar die Anträge von
CDU (Drs. 13/3362) und FDP (Drs, 13/3294)
und überwies sie zur Beratung an den
federführenden Hauptausschuss. Der Antrag
der Liberalen hat den Titel „Nordrhein-West-
falen – Motor einer Erneuerung der bundes-
staatlichen Ordnung in Deutschland und der
Stärkung des Regionalprinzips in Europa“.
Der Unionsantrag trägt die Überschrift
„Demokratie in der Verantwortung: Bürger-
nähe, Transparenz und Effizienz staatlichen
Handelns sichern – Landtag und Kommunen
stärken“.

Landtagsfraktionen streben gemeinsame Stellungnahme an

Christian Lindner (FDP)  bemängelte, dass in
der gegenwärtig arbeitenden Föderalismus-
kommission  nur die Länderregierungen 
vertreten sind. Darum  hätten
die Landtagspräsidenten
einen Konvent berufen,
der eine gemeinsame Position
der Länderlegislativen verab-
schieden soll. Es gehe weniger
um den Zuschnitt von Gebiets-
körperschaften als um eine
Neuordnung der Zuständig-
keiten der drei staatlichen
Ebenen – Europa hinzuge-
nommen. Denn inzwischen habe
sich der deutsche Standortvorteil
Föderalismus zu einem Stand-
ortnachteil entwickelt: „Ein entschiedener 
Einheitsstaat wäre besser als diese unent-
schlossene, verflochtene, inflexible, unbe-
wegliche, intransparente bundesstaatliche 
Ordnung“. Eine effizientere, bürger- und pro-
blemnähere Politik sei über einen echten Kom-
petenzföderalismus mit erweiterten Gestal-
tungsspielräumen  für die Länder und einem
gemäßigten Wettbewerb am besten zu
erreichen. Die 16 Bundesländer sollten zu 16
Laboratorien für eine bessere Politik werden.

Werner Jostmeier (CDU) beklagte, „die
politische Entwicklung der letzten fünf Jahr-
zehnte hatte zur Folge, dass den Ländern kaum

noch Gestaltungsspielraum für die eigene
Politik und für eigene Vorhaben geblieben ist“.
Darum bedürfe der deutsche Föderalismus
einer dringenden Reform. In NRW habe man
schon mit der Straffung der Landtagsarbeit be-
gonnen und die Verkleinerung des Landtags
beschlossen. Es gebe zudem eine Diäten-
kommission. Aber auf Seiten der Landes-
regierung passiere nichts. Was die Fusion von
Bundesländern anbelange, so gebe es hier
bedenkenswerte Vorschläge. Die Union halte
„leistungsfähige, gleich starke Länder für
wünschenswert, die auf gleicher Augenhöhe
mit dem Bund Verhandlungen aufnehmen
können“.

Dorothee Danner (SPD)  sagte, bei diesem
Thema hoffe sie auf einen die Fraktionen über-
greifenden Beschluss des Parlaments. Grund-
sätzlich habe sich das föderale System bewährt,
aber die Kompetenzen hätten sich verlagert,

Edith Müller (GRÜNE) gab die Thesen ihrer
Fraktion wieder. So bedeute nach Ansicht der
Grünen „mehr Europa mehr regionale Zu-
ständigkeit“. Außerdem: „Der Föderalismus
funktioniert dann gut, wenn die Finanz-
beziehungen gut geregelt sind“. Wettbewerb
und Solidarität schließen sich nicht aus – das
sei die dritte These. Die Länder müssten an der
Ausgestaltung der Politik, die die EU gestaltet,
stärker beteiligt werden. Bei den Finanzen sei es
unumgänglich, dass das Europäische Parlament
über die Agrarsubventionen mit entscheiden
kann und vielleicht eine eigene Steuerhoheit
erhält. Wer sich im Integrationsprozess gegen
Harmonisierung und Wettbewerbsbestre-
bungen in der EU sträube, der ziehe den
Kürzeren.

Staatskanzleiminister Wolfram Kuschke (SPD) gab
zu bedenken, dass bei einer stärkeren Betei-
ligung der Landesparlamente die Gefahr von
Bürokratismus, Formalisierung und Ver-
fahrenserweiterung besteht. Es dürfe auch
nicht geschehen, „dass wir mit unserem
Willensbildungsprozess in Richtung euro-
päischer Themen erst fertig sind, wenn Andere
schon handeln“. Was die Information des Par-
laments durch die Landesregierung angehe, so
sollte hier eine Lösung unterhalb einer Ver-
fassungsänderung angestrebt werden.

Volkmar Klein (CDU)  meinte zur Finanzver-
fassung, hier brauche man mehr

Effizienz (also weniger
Mischfinanzierung),
mehr Gerechtigkeit,
was vor allem die
Kommunen anbetreffe,
und mehr Klarheit,
weil der Bürger allzu
oft im „Pudding“ 
der Politik nichts mehr
richtig festmachen
könne. Das sei auch ein
Grund für Politikver-
drossenheit.

Professor Dr. Manfred Dammeyer (SPD)  be-
richtete zum Stand der Beratungen im Eu-
ropäischen Konvent. Eines der schwierigsten
Unterfangen werde es angesichts starker 
Zentralismusvorstellungen in einigen Mit-
gliedsländern sein, Kompetenzen von der
Union auf die Mitgliedsländer und die 
Regionen zurück zu übertragen. Zu klären 
sei ferner die Möglichkeit der Klage von
Bundestag, Bundesrat und dem Ausschuss der
Regionen gegen mögliche Verletzungen des
Subsidiaritätsprinzips. Es gehe also – das 
bitte er zu bedenken – nicht nur um die Rolle
der Länder im Bund, sondern auch um ihre
Rolle in der EU.

Dorothee Danner (SPD)Dorothee Danner (SPD)

weg von den Länderparlamenten. Das müsse
geändert werden, etwa in der konkurrierenden
Gesetzgebung zwischen den Ländern und dem
Bund, der von der Rahmengesetzgebungskom-
petenz in einem Maße Gebrauch gemacht
habe, das den „Rahmen sprengt“. Auch bei der
Regelung der Finanzbeziehungen und  im eu-
ropäischen Prozess müsse es Änderungen
geben, verlangte sie. Als Schritt hierzulande
regte sie an, dass die Landesregierung „in
gleichem Umfang auch das Wissen teilen“ soll-
te. Hier sei ihrer Meinung nach daran zu gehen,
die Unterrichtung des Landtags durch die
Landesregierung wie andernorts in der Landes-
verfassung zu verankern.

Edith Müller (GRÜNE) Christian Lindner (FDP) Werner Jostmeier (CDU)
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Petitionsbericht
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Oft fehlt es in Behörden an Einfühlung
Den Halbjahresbericht des Petitionsausschusses erstattete am 22. Januar
die stellvertretende Ausschussvorsitzende Brigitte Herrmann (GRÜNE) 
im Plenum.

B
rigitte Herrmann (GRÜNE) zählte
menschliche Fähigkeiten auf, die die Ar-
beit im Ausschuss begleiten: Erinnern,

Mitfühlen, Vergeben, Lachen, Leben. Von Ent-
fremdung gegenüber Politik und Behörden sei
diese Arbeit ausgenommen, wie die steigende
Zahl von Eingaben zeige: 5.292 im Jahr 2002.
Seit September könnten die Menschen den
Ausschuss einmal monatlich in Düsseldorf auf-
suchen. Außerdem gebe es Telefonaktionen mit
Tageszeitungen und das Angebot im Internet.

Immer wieder wiesen Petenten auf ekla-
tante Mängel bei der ärztlichen und pflegenden

Versorgung hin. Statt Behandlung
wegen fortgeschrittener Tumor-
erkrankung mit Lebermetastasen,
sei eine über 70-Jährige nach einem
Kreislaufzusammenbruch als ge-
sund entlassen worden und kurz
danach gestorben. Aufgrund der

Beschwerde der Tochter suchte der Petitions-
ausschuss das Krankenhaus auf, um das Per-
sonal für den Umgang mit alten Patienten zu
sensibilisieren.

Die Fortbildung für Lehrkräfte in Ge-
bärdensprache reiche  nicht aus, berichtete Frau
Herrmann. Auch wegen der Anerkennung als 
eigene Sprache müssten die Mittel aufgestockt
werden. Immer wieder erreichten den Aus-
schuss Eingaben von Ärzten, die außerhalb der
EU ausgebildet worden seien und in Deutsch-
land erst nach einer  Gleichwertigkeitsprüfung
die Berufserlaubnis erhielten, trotz langjähriger

erfolgreicher Arzttätigkeit bei uns. Dank der
Aufgeschlossenheit im Ministerium habe der
Ausschuss  einigen Medizinern helfen können.

Immer wieder gebe es beispielsweise 
alleinerziehende Frauen aus dem ehemaligen
Jugoslawien, deren Abschiebung verhindert
werden müsse, weil deren frühere Ehemänner
sie bei der Rückkehr bedrohten. Bei ausreise-
pflichtigen Menschen, die physisch oder psy-
chisch erkrankt seien, würden zunehmend
Gutachten angezweifelt, die Reiseunfähigkeit
bescheinigten. Der Petitionsausschuss mahne
beim Innenminister sensibleres Vorgehen der
Ausländerbehörden an. Oft verliere dabei der
Schutz der Familie an Gewicht.

Die Petitionsarbeit habe viel mit
Schlichtung und Vermittlung zu tun, schloss
Frau Herrmann ihren Bericht und dankte
allen, die die Arbeit der Abgeordneten
solidarisch und konstruktiv begleiteten.

Mit den Stimmen von SPD, CDU und
GRÜNEN lehnte der Landtag nach der Aus-
sprache am 22. Januar den FDP-Antrag 
„Finanzierung des Metrorapid-Projekts NRW
jetzt verbindlich regeln“ (Drs. 13/3429) ab.

Christof Rasche (FDP) meinte, das Projekt sei
wegen der katastrophalen wirtschaftlichen
Situation für NRW von überragender Be-
deutung. Verkehrspolitisch sei der verlässliche
Fahrplan bei der Magnetschwebetechnik von
Vorteil. Jetzt müsse entschieden werden. Er sei
gespannt, ob die SPD sich aus den Klauen der
grünen Blockadepolitik befreien könne. Der
Landtag solle die gesamten 2,3 Milliarden Euro
für NRW fordern, und das Land sowie die 
Industrie sollten sich an der Finanzierung 
angemessen beteiligen.

Gerd Wirth (SPD) warf der FDP vor, die
Meinungen in den Koalitionsfraktionen spalten
zu wollen. NRW solle 250 Millionen Euro mehr

vom Bund bekommen. Der FDP-Antrag sei
überflüssig. NRW sei im Planfeststellungsver-
fahren und in Finanzverhandlungen. In China
würden bereits Schwarzmarktpreise für Trans-
rapid-Fahrkarten bezahlt.

Heinz Hardt (CDU) hielt den verkehrlichen
Nutzen des Metrorapid mit sieben Stopps
zwischen Düsseldorf und Dortmund für
fragwürdig. Verhängnisvoll wären jährliche
Subventionen für den Betrieb, sagte Hardt und
zitierte aus einem neuen Schreiben von Bahn-
chef Mehdorn ein erhebliches finanzielles
Risiko. Die DB rechne mit 70 Prozent Um-
steigern bei den Fahrgästen, also weniger Fahr-
gelderlösen. Ohne nachprüfbare Betriebs-
kostenberechnung werde der Metrorapid ein
Fass ohne Boden.

Johannes Remmel (GRÜNE) hielt den Land-
tagsbeschluss vom März 2002 für weise. Das
Land habe umfangreiche Vorleistungen er-
bracht. Jetzt müsse der Bundestag entscheiden.
Die von Heinz Hardt vorgetragenen Fragen
seien wichtig und müssten geklärt werden.

Verkehrsminister Dr. Axel Horstmann (SPD) dankte
drei Fraktionen für die Zustimmung zum
Metrorapid und sah die unverzügliche Ab-
sicherung des Projekts kurz bevorstehen. Er

werde am 29. Januar im Unterausschuss ein 
geschlossenes Finanzierungskonzept vorlegen.
Es sei gut, wenn die Bahn Risiken übernehme.
Die CDU laufe der Zukunft hinterher.

Dietmar Brockes (FDP) forderte die GRÜNEN
auf, das Pokerspiel zu beenden und ihre Karten
auf den Tisch zu legen.

Peter Eichenseher (GRÜNE) meinte, Köln
dürfe beim  Metrorapid nicht ausgespart
werden. Die Verlängerung sei aber zu teuer. Die
Wirtschaftlichkeitsgutachter beendeten ihre
Rechnung im 20. Jahr. Danach fielen jedoch 
Investitionen in Höhe von 1,8 Milliarden Euro
an. Die Übernahme durch das Land sei aus-
geschlossen.

Ministerpräsident Peer Steinbrück (SPD) warf der
CDU Verzagtheit statt Aufbruch und Dynamik
vor und vermisste ihr Mitwirken am In-
vestment von 3,3 Milliarden Euro in NRW.

Helmut Stahl (CDU)  hielt dagegen, das total
verschuldete Land müsse auf lange Sicht die
Kosten übernehmen für ein Projekt, das sich
nicht trage. Die SPD habe den Transrapid
Hamburg-Berlin kaputtgemacht, der sich 
gerechnet hätte. Bei rationaler Debatte habe
der Metrorapid keine Chance.

Pro und Kontra: 
Eine Woche vor dem 
Finanzierungskonzept 
für den Metrorapid
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Auf den Wert der Toleranz im Umgang mit dem Fremden und auf die Bedeutung der 
Integration hat Landtagspräsident Ulrich Schmidt (2.v.r.) bei der Auftaktveranstaltung des 
Konsultuationsverfahrens in Nordrhein-Westfalen hingewiesen. Im Beisein von Sozialministerin
Birgit Fischer (r.) und dem Integrationsbeauftragten der Landesregierung, Dr. Klaus Lefring-
hausen (2.v.l.), dankte der Präsident dem Intendanten des WDR, Fritz Pleitgen (l.), für die
Impulse des Senders zur Integration der rund sieben Millionen Menschen mit ausländischem
Pass in NRW. Schmidt hob hervor, dass der Landtag mit Unterstützung aller vier Fraktionen die
für ganz Deutschland vorbildliche Integrationsoffensive zu Stande gebracht hat und betonte,
Toleranz setze Kenntnis und Verstehen voraus. Sie könne ihre friedenstiftende Wirkung allerdings
nur dann entfalten, wenn sich auf der Basis unterschiedlicher Mentalitäten alle Beteiligten auf 
bestimmte Grundwerte verständigten. Foto: Schälte

Patienten sei mit einem Tag Protest mehr
gedient als mit Budgetferien wie in den
letzten Jahren. Zu Kostensteigerungen
kämen abgesenkte Kassenanteile. Im
Krankenhaus gebe es ebenfalls Leistungs-
abbau und Demotivation. Auf demogra-
fischen Wandel, medizinischen Fort-
schritt und höhere Ansprüche müsse es
Antworten geben.

Vera Dedanwala (SPD) bezog sich auf
einen Kommentar, wonach Kassen-

ärztliche Vereinigungen als die eigentliche Ge-
sundheitsmafia Reformansätze erstickten. Die
Selbstbeteiligung der Patienten sei hoch genug.

Dr. Stefan Romberg (FDP) erläuterte, es gebe zu
wenig Linderung, weil aus Kostengründen
wirkungsvolle Medizin nicht verabreicht
werde. Nötige Operationen würden ver-
schoben. Das sei rot-grüne Gesundheitspolitk
auf dem Rücken der Patienten. Die FDP werde
Streikaktionen von Patienten gegen die ver-
fehlte Politik der Regierung unterstützen. Mehr
Eigenverantwortung, Transparenz, Wettbewerb
und Qualitätskontrolle seien notwendig.

Ralf Jäger (SPD) meinte, dieser Streik sei ge-
scheitert. Nur drei Prozent der nieder-
gelassenen Ärzte hätten teilgenommen. Auch
die Ärztefunktionäre lehnten ihn ab. Das Ein-
kommen der deutschen Ärzte sei hervorragend
und ein Zuwachsverzicht vertretbar. Arznei-
mittelausgaben müssten gesenkt werden. Das
Hausarztmodell diene dem Wettbewerb.

Ministerin Birgit Fischer (SPD) sagte, Ärzte seien
zur Regelversorgung verpflichtet. Der Streik sei
unzulässig. Versichertengelder dürften nicht
länger verschwendet werden. Zuzahlung und
Leistungseinschränkung solle es nicht geben.
Über- und Unter- sowie Fehlversorgung
müssten beseitigt werden. Mittel- und lang-
fristig stimme die Finanzierung nicht mehr.
Optimale medizinische Leistungen müssten bei
den Patienten ankommen.

Aktuelle Stunde
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Harte Fronten in der Gesundheitspolitik

Der Landtag debattierte in einer von der SPD beantragten Aktuellen
Stunde am 22. Januar über das Thema „Keine Verbandspolitik auf
dem Rücken der Patienten - Ärztestreik rechtlich unzulässig“.

Aktuelle Stunde zum Ärztestreik

Michael Scheffler (SPD) hielt Bummelstreiks
oder Praxisschließungen für unrechtmäßig. Sie
beeinträchtigten das Vertrauensverhältnis
zwischen Patient und Arzt. Die Ausgaben seien
auf dem Niveau von 2002 festgeschrieben
worden. Das bedeute Verzicht auf Honorar-
anstiege von 158 Euro pro Monat. Kassenärzte
verdienten durchschnittlich ohne Privatpa-
tienten 70.000 Euro brutto pro Jahr. Die SPD
sei gegen die Einführung von Grund- und
Wahlleistungen.

Hermann-Josef Arentz (CDU) sagte, die Ge-
sundheitspolitik von Rot-Grün werde auf dem
Rücken der Patienten ausgetragen und schiebe
den Ärzten von ihr zu verantwortende Pro-
bleme in die Schuhe. Ein Streik finde nicht
statt. Für jede geschlossene Praxis sei ein 
Vertreter benannt. Zweiklassenmedizin sei 
in Deutschland bereits traurige Wirklichkeit
und das Leistungsversprechen der Kassen
durchlöchert wie noch nie. Rot-Grün habe 
ein hervorragendes Gesundheitswesen mit
Budgetierung vor die Wand gefahren. Davor
habe die gesetzliche Krankenversicherung eine
Rücklage von drei Milliarden Mark und nied-
rigere Beiträge gehabt.

Barbara Steffens (GRÜNE) antwortete, in
keinem Bereich gebe es soviel Verbandspolitik.
Sie empfinde den Protest durch Praxis-
schließungen als Unverschämtheit. Bei
Krankenhaus-Ärzten wäre lauter Protest ver-
ständlicher. An integrierter Versorgung müsse

weitergearbeitet werden, etwa ambulanter Be-
treuung durch Krankenhäuser. Mit Anheizen
durch Opposition und Lobbyverbände komme
die Gesundheitsreform nicht voran.

Dr. Jana Pavlik (FDP) hielt Rot-Grün
Kostensenkungsaktionismus mit einer Minus-
runde vor, die 12.000 Stellen im Krankenhaus-
und Pflegebereich gefährde. Seit Jahren würden
Ärzte stranguliert. Ein schlüssiges Reformkon-
zept gebe es nicht. Praxisschließungen seien ein
Notschrei, um von Budget-Strafen weg-
zukommen und verantwortlich praktizieren zu
können. Es gehe nicht an, dass Behandlungen
etwa ab Monatsmitte nicht mehr vergütet
würden. Ein neues Modell mit Eigenvorsorge,
Leistung, Wettbewerb und Qualität sei
notwendig.

Gesundheitsministerin Birgit Fischer (SPD) äu-
ßerte sich zufrieden, dass die Mehrheit der
Ärztinnen und Ärzte sich nicht auf ein falsches
Gleis locken lasse. Patienten als Geisel für ei-
gene Interessen zu nehmen, sei unverständlich.
Praxisschließungen verstießen gegen Verträge
mit den Krankenkassen. Ärzte seien nicht nur
zur Notfallversorgung verpflichtet. Sprech-
stunden seien täglich abzuhalten. Der Protest
richte sich gegen eine Reform, deren Eckpunkte
noch gar nicht vorlägen.

Rudolf Henke (CDU) zitierte aus der Zu-
lassungsverordnung für Kassenärzte und sah in
der Praxisschließung keinen Verstoß. Den
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W
enn wir heute über Terrorismus reden, ist der internationale
Terrorismus gemeint. Nach der zwischen den Sicherheits-
behörden, Bundeskriminalamt, Bundesamt für Verfassungs-

schutz, BND, aber auch den Landesbehörden abgestimmten Lageein-
schätzungen besteht innerhalb wie auch außerhalb unseres Landes eine
unverändert hohe Gefährdung für bestimmte Einrichtungen, ins-
besondere amerikanische, israelische, jüdische und britische Einrich-
tungen.

Wir haben in Nordrhein-Westfalen auf die Herausforderung
reagiert: Mit unseren beiden Sicherheitspaketen haben wir personelle
und technische Verbesserungen bei den Sicherheitsbehörden erreicht. In
rechtlicher Hinsicht haben wir mit dem Gesetz zur Stärkung des Ver-
fassungsschutzes und seiner Kontrollorgane die notwendigen recht-
lichen Rahmenbedingungen zur Terrorbekämpfung geschaffen, um die
Infrastruktur, die Kommunikationswege und den Geldfluss auslän-
discher extremistischer Gruppierungen aufdecken zu können.

Die neuen Auskunftsrechte des Verfassungsschutzes gegenüber
Banken, Finanzdienstleistern, Luftfahrtunternehmen sowie Post-, Tele-
kommunikations- und Teledienstleistern bedeuten zugleich einen Ein-
griff in die Unverletzlichkeit des Brief-, Post- und Fernmeldegeheim-
nisses nach Artikel 10 Grundgesetz. Der Ausgleich zwischen dem
Grundrechtseingriff und den Freiheitsrechten des Einzelnen wird
durch eine intensive parlamentarische Kontrolle der Tätigkeit des

Verfassungsschutzes hergestellt. Die zu-
sätzlichen Rechte des Verfassungs-
schutzes im Rahmen der
Terrorismusbekämpfung
sind zudem auf fünf Jahre
befristet und vor Frist-
ablauf zu evaluieren.

T
errorismusbekämpfung muss dem Schutz und
der Sicherheit der Bürger dienen. Daher sind
Grundrechtseingriffe unumgänglich. Der Bürger muss dabei als

Individuum geachtet werden – er darf nicht zum Objekt staatlichen
Handelns degradiert werden. Für die Liberalen ist in der Gesellschaft
grundlegend Balance zu halten zwischen einem Maximum an Sicherheit
für alle und einem Maximum an Freiheit für den Einzelnen. Grund-
rechtseingriffe müssen immer sorgfältig abgewogen werden. Bevor mit
neuen Gesetzen die Rechte der Bürger weiter eingeschränkt werden, ist
das Vollzugsdefizit bei der Anwendung bestehender Gesetze zu be-
seitigen.

Wenn jedes Jahr ein Dutzend Gesetzesverschärfungen durch die
Parlamente gepeitscht werden, bedeutet dies in der Realität leider bisher
nicht automatisch mehr Sicherheit. Daher fordern wir ein Verfallsdatum
für alle Gesetze, damit untaugliche Gesetze die Freiheit der Bürger nicht
unnötig einschränken. Darüber hinaus ist strikte Verhältnismäßigkeit zu
wahren. Nicht zuletzt müssen alle Maßnahmen einer effektiven demo-

kratischen Kontrolle unterworfen werden.
Zur Bekämpfung des internationalen Terro-

rismus brauchen wir einen starken Verfassungs-
schutz. Eine Geheimpolizei wird von der FDP da-
gegen in jeder Form abgelehnt. Flächendeckend
Daten von Bürgern zu erfassen, gaukelt Sicherheit
vor, diskreditiert ganze Bevölkerungsgruppen und
lässt die wahren Täter unerkannt im Datenmüll
untertauchen.

E
ingriffe in Grundrechte sind immer dann möglich, wenn sie ver-
fassungsmäßig gerechtfertigt sind. Das gilt für den Kampf gegen
den Terrorismus ebenso, wie beim Kampf gegen die Alltags- und

Massenkriminalität. Bewusst oder unbewusst nehmen wir alle Eingriffe
in unsere Grundrechte hin. Diese Eingriffe, ein Blick in das Beamten-
recht genügt, sind aber in überwiegender Weise verfassungsmäßig
gerechtfertigt. Dann nämlich, wenn der Schutz eines anderen Grund-
rechts Vorrang hat. Wenn die Frage zu entscheiden ist, ob der  Kampf
gegen Terrorismus Eingriffe in Grundrechte zulässt, so müssen wir letzt-
lich zwischen Freiheit auf der einen Seite und Sicherheit auf der anderen
Seite abwägen. Wir sind für Freiheit und für Sicherheit.

Die Freiheit, als auch die Sicherheit, kann jedoch in einer Weise be-
droht sein, wo der Schutz des einen Rechts zwangsläufig das Zurück-
stellen des anderen Rechts bedeutet. Die Rasterfahndung etwa war um-
stritten. Der Schutz auf informationelle Selbstbestimmung musste
abgewogen werden mit dem Grundrecht auf Leben und körperliche Un-
versehrtheit, welche durch das Vorhandensein möglicher Schläfer be-
droht sein könnte. Entscheidet man sich aber für die Durchführung der
Rasterfahndung, so muss auch diese unseren rechtsstaatlichen Grund-
sätzen genügen. Ob die Politik die Grenzen der Verfassung beachtet hat,

diese Frage haben die Gerichte zu entscheiden. Denn die Ver-
fassung sieht vor, dass Gerichte, nicht
Politiker, einen Grundrechtsverstoß fest-
stellen. Die richtige Balance
zwischen Freiheit und
Sicherheit bleibt eine Auf-
gabe unserer Zeit. Für uns,
als Demokraten, eine in
keiner Situation leichte
Aufgabe.

D
ie Terroranschläge vom 11. September 2001, auf Djerba, Bali
und anderswo haben uns vor Augen geführt, wie verletzbar
unsere Sicherheit ist. Angesichts der fortdauernden terro-

ristischen Bedrohung besteht die Aufgabe der Politik darin, bei
optimaler Gewährleistung von Sicherheit ein maximales Maß an
Freiheit zu erhalten. Diese Balance zu finden und zu halten ist nicht ein-
fach. Sie kommt einer verfassungsrechtlichen Gratwanderung gleich.

Es ist nicht zu leugnen, dass eine wirksame Bekämpfung von
Terrorismus immer ein Stück  „staatlicher Überwachung“ erfordert. Die
entscheidende Frage ist nur: Wie viel, unter welchen Voraussetzungen,
mit welchen Mitteln, Verfahren, Kontrollen und Laufzeiten?

Das Ausmaß der Gewalt, die logistische Vernetzung der Täter und
ihre langfristigen, grenzüberschreitenden Strategien erfordern die
ständige Anpassung und Fortentwicklung der gesetzlichen Instrumente.
In NRW haben wir daher unter anderem das Verfassungsschutzgesetz
geändert und dem Verfassungsschutz NRW dieselben Kompetenzen
eingeräumt, die das Bundesamt für Verfassungsschutz hat. Dies gilt zum
Beispiel für die Auskunftsrechte gegenüber den
Banken oder die Verlängerung von bestimmten
Speicherfristen. Diese zusätzlichen Kompetenzen
sind bis zum 1. Januar 2007 befristet.

Bis dahin werden wir prüfen, ob durch die
gesetzlichen Maßnahmen tatsächlich auch ein Mehr
an spürbarer Sicherheit für die Bürgerinnen und
Bürger im notwendigen Kampf gegen den Terro-
rismus erreicht worden ist.

Wort und Widerwort
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Von Frank Baranowski (SPD) Von Theo Kruse (CDU)

Von Dr. Robert Orth (FDP) Von Monika Düker (GRÜNE)
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E
s sei auch Kritik geäußert worden, nicht
immer zu Unrecht, wie der Intendant
einräumte. Aber es habe sich dabei zu-

meist um Anlaufschwierigkeiten gehandelt, die
bei so einem Projekt wie der Triennale im
ersten Anlaufjahr unvermeidlich seien. Diese
Probleme würden gelöst. Er habe keine Scheu,
sich persönlich dafür einzusetzen, erklärte
Mortier. Es sei eine gute Bilanz, wenn im ersten
Jahr 28.000 Besucher zu zählen seien. Die
Festivalbesucher seien in der zurückliegenden
Spielsaison noch vorwiegend aus dem Inland
gekommen – Mortier beklagte in diesem Zu-
sammenhang die Zurückhaltung bei den
Menschen, die im Revier leben. Es dürfte, so
der Ausblick, keine Schwierigkeit bedeuten, auf
100.000 Besucher zu kommen, wenn die Ruhr-
Triennale bekannter geworden  und auch im
Ausland ein fester Begriff geworden sei.

Jahrhunderthalle

Nichtsdestotrotz: Das „Arbeiterpublikum“
fehle und da gebe es noch eine Barriere zu über-
winden, die Mortier im „Initiativkreis Ruhr-
gebiet“ ortet. Dort bescheide man sich mit dem
Hinweis, es gebe ja schon ein Klavierfestival im
Revier – „das ist ein lokales Ereignis“, stellte der
Intendant richtig, der in seinem Beitrag noch
ein Beispiel für die reservierte Haltung vor Ort
nannte: die Jahrhunderthalle in Bochum, bei
der zwei Tage nach der Ausschusssitzung Richt-
fest gefeiert wurde.

Hier habe man einen „Schatz, den ich mit
beiden Händen festhalten und bei dem ich

mich fragen würde, wie er

zu nutzen ist“. Ja, er würde „auf Knien“ dafür
danken, dass ein solcher Raum für Auf-
führungen, Ausstellungen, Festivals und für
Veranstaltungen von Firmen zur Verfügung
stehe. Aber in Bochum sei man der Meinung, es
müsste ein neuer Konzertsaal für 20 bis 40
Millionen Euro gebaut werden. Bauminister
Dr. Michael Vesper (GRÜNE) fand  kein Ver-
ständnis dafür, dass man angesichts der Jahr-
hunderthalle in Bochum „die Nase rümpft“.
Wenn der Bau fertig sei, dann werde sicher
auch in Bochum erkannt, dass man eines der
schönsten Festivalhäuser in Europa besitzt.
Vesper könne sich nicht vorstellen, dass da
noch ein Konzerthaus daneben gestellt werde.

Mit dem Triennale-Konzept, kulturelle Er-
eignisse internationalen Niveaus an außer-
gewöhnlichen Orten zu präsentieren, zeigte sich
Manfred Böcker (SPD) einverstanden: „Das
muss man durchhalten, da ist keine Änderung
zu vollziehen“. Die Menschen erwarteten etwas
Besonderes in einer besonderen Umgebung,
eben mehr als eine „normale“ Opernauf-
führung. Aber die Wegweisung zu diesen ver-
schiedenen Spielorten müsste, vor allem in
Interesse der auswärtigen Besucher, noch
deutlich verbessert werden.

Für die Grünen
merkte Oliver Keymis
an, er hätte sich 
in der ersten Phase 
des Festivals mehr
Menschen gewünscht.
„Durch ein auf-
blühendes Pro-
gramm werden

es mehr“, sei seine Erwartung. Mit Blick auf die
Idee als Festival aus der Region für die Region
wollte er wissen, wie sich in diesem Jahr die Zu-
sammenarbeit mit der Off-Szene und den Ins-
titutionen vor Ort  fortsetzen wird.

Hier antwortete Mortier, an diesem Kon-
zept gebe es keine Abstriche: Sieben Millionen
Euro der Mittel flössen an Institutionen der
Region, an die Theater und die Off-Szene, zu-
rück. Keymis verlangte wie weitere Ausschuss-
mitglieder bei der Werbung für die Triennale
nachhaltigere Anstrengungen.

Ihre Fraktion stehe der RuhrTriennale zwar
kritisch gegenüber, „wir finden sie aber gut und
verbesserungswürdig“, erklärte Dr. Ute Dreck-
mann für die FDP. So sei die Reihe der Ver-
anstaltungen „am normalen Ruhrgebietler“
spurlos vorüber gegangen. Was werde außer
dem Festival noch geboten, sei zu fragen. Für
den Insider sei das Revier eine „tolle Sache“,
von außen aber stelle sich die Sache anders dar.
Es erscheine ihr darum sinnvoller, die Triennale
auf wenige große Städte zu konzentrieren.

Kostenrechnung

Richard Blömer (CDU)  bat auszurechnen,
wie viel jeder Platz bei den 28.000 Besuchern
des ersten Jahres wohl gekostet habe. Das
werde (der Höhe nach) von keiner anderen
kulturellen Institution erreicht, vermutete er
und stellt die Frage, wie man aus dem
Dilemma der geringen Besucherzahlen heraus-
kommen wolle?  Denn im Interesse der
Steuerzahler müsse die Relation bei dieser
„hoch subventionierten Veranstaltung“
deutlich verbessert werden. Der kultur-
politische Sprecher der CDU regte an, ver-
stärkt auf „Package-Lösungen“ (Eintrittskarte,
Hotelunterbringung, Fahrten zwischen Hotel
und Spielstätte in einem Paket) für die aus-
wärtigen und ausländischen Besucher zu
setzen und dabei noch stärker die Domstadt
Köln einzubeziehen. Das versprach Mortier
für Köln und Düsseldorf. Zur Wirtschaftlich-
keit merkte er an, die Festspiele in Bayreuth
und Salzburg hätten dafür 20 Jahre
benötigt. Seufzer von Minister
Vesper zu den Einwänden des

Kölners Blömer: „Wenn wir
Köln gepackt haben –

wenn also die Ruhr-
Triennale in Köln ein

Begriff ist –, dann
hat sie ihren Durch-
bruch geschafft“.

RuhrTriennale in der Diskussion: „Wenn wir
Köln packen, ist das der Durchbruch“
Kulturausschuss zieht eine Bilanz des ersten Jahres

Kulturpolitik
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Eine alles in allem positive Bilanz des ersten Jahres der RuhrTriennnale hat vor dem Kulturaus-
schuss des Landtags (Vorsitzende Dr. Renate Düttmann-Braun, CDU) Dr. Gérard Mortier, In-
tendant dieses vorerst auf drei Jahre angelegten Festivals  (die Landesregierung hat inzwischen
angekündigt, dass es bis 2007 fortgeführt werden soll), gezogen. „Der Einstieg ist gelungen,“
sagte Mortier und verwies dankbar auf die Unterstützung des Teams, das ihm zur Seite 
gestanden habe. Dieses außergewöhnliche Festival in einer von der früheren Großindustrie 
geprägten Region im Herzen Europas habe national und international ein außergewöhnliches
Echo gefunden.

Der Intendant der RuhrTriennale, Gérard
Mortier (l.), zu Gast im Kulturausschuss.

Rechts die Ausschussvorsitzende 
Dr. Renate Düttmann-Braun (CDU).

Foto: Schälte
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keine Monopolstellung haben
und sich am Markt erst
durchsetzen müssen.

Die Preisaufsicht solle die
Kleinkunden schützen, erläu-
terte der Staatssekretär. Denn
einige EVU hätten zum Bei-
spiel die Kosten aus dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz
und dem Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetz nicht 1 : 1
weitergeben wollen, sondern
höhere. Solche Anträge seien
nicht genehmigt worden.
Auch seien Entlastungen zu
spät oder gar nicht weiterge-
geben worden.

Seit Anfang Oktober 2002
seien beim Ministerium 115
Preiserhöhungsanträge zum
1.1.2003 gestellt worden,
darunter 60 Anträge, mit
denen neben den gesetzlichen
Mehrbelastungen auch andere
Kostensteigerungen weiterge-
geben werden sollten. Durch
Urlaubssperren und Mehr-
arbeit habe das Ministerium
die meisten Anträge zum
Jahreswechsel beschieden.

Die örtlichen EVU, in der Regel Stadt-
werke, seien reine Weiterverteiler, die ihren
Strom vom Vorversorger bezögen. Nach der
gesetzlichen Marktöffnung seien die Preise zu-
nächst zurückgegangen, weil die Strom-
lieferanten Kostenvorteile weitergegeben
hätten. Jetzt zögen die Preise wieder an, wegen
allgemeiner Kostensteigerungen. Aber auch
der europaweite Abbau von Kraftwerks-
kapazitäten wirke sich aus. Durch zuneh-
mende Einspeisung aus Windenergieanlagen
stiegen die Netznutzungsentgelte.

Netz und Strom

Christian Weisbrich (CDU) berichtete von
Klagen über Verdoppelung der Stromkosten in
mittelständischen Unternehmen. Reiner
Priggen (GRÜNE) fragte nach der Überprüfung
der Nutzungsentgelte und nach einer Trennung
von Netznutzung und Stromherstellung.
Hannelore Brüning (CDU) meinte, die
Anbieter wollten mehr Gestaltungsmöglichkeit
im Wettbewerb. Nur 3,5 Prozent der Tarif-
kunden hätten nach der Marktfreigabe die
Chance genutzt, den Versorger zu wechseln, be-
stätigte der Staatssekretär. Bei Großkunden
funktioniere der Wettbewerb. Beim derzeitigen
Stand müsse am Kontrollsystem festgehalten
werden. Das sei auch mehrheitliche Auffassung
auf Bund-Länder-Ebene. Der Ausschuss will
diese und weitere Fragen in einer der nächsten
Sitzungen erneut behandeln.

Preisaufsicht muss noch bleiben
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W
ie arbeitet die Strompreisaufsicht in
NRW und welche Veränderungen
haben sich aus der Liberalisierung

des Elektrizitätsmarkts ergeben? Diese Fragen
hatte Vorsitzender Dr. Helmut Linssen (CDU)
auf die Tagesordnung der Ausschusssitzung
am 15. Januar gesetzt, nachdem die CDU um
einen Bericht der Landesregierung dazu ge-
beten hatte. Staatssekretär Hennerkes hielt die
Fragen für berechtigt und erläuterte, Grund-
lage sei die Bundestarifordnung Elektrizität.
Danach könnten Energieversorgungsunter-
nehmen (EVU) die Strompreise von Tarif-
kunden (Haushalts- und Kleingewerbe-
kunden) nur nach Genehmigung erhöhen.

Für die Strompreisaufsicht ist das Mi-
nisterium zuständig. Ihr unterliegen nur die
„Gebietsversorger“, in NRW rund 130
Unternehmen. Nicht genehmigungspflichtig
sind also die Preise neuer Anbieter, weil sie

Im Haushalts- und Finanzausschuss stellte
die CDU-Opposition in der von Volkmar
Klein (CDU) geleiteten Sitzung am 16. Januar
zahlreiche Nachfragen zu überplanmäßigen
Ausgaben im 2. Quartal 2002 in Höhe von 3,1
und 28,6 Millionen Euro für Zinsen und
Tilgung von Wohnungsbaufördermitteln des
Bundes. Die Abgeordneten vermuteten eine
Verschleppung seitens des Ministeriums, um
einen Nachtrag zu vermeiden, auch im Hin-
blick auf die Verfassungsgrenze der Neuver-
schuldung. Sie bezweifelten, dass die Beträge
bei der Aufstellung des Haushalts nicht vor-
hersehbar und unabweisbar gewesen seien.

S
taatssekretär Dr. Harald Noack (Finanz-
ministerium) wies die Vorwürfe zurück
und bezeichnete das Verfahren als

korrekt. Bis zum Tag der Einwilligung in die
überplanmäßigen Ausgaben am 26. Juni habe
das Finanzministerium auch die Zahlungs-
modalitäten prüfen müssen. Als Vorsitzende
des Städtebau-Ausschusses erläuterte Gisela
Walsken (SPD), durch Wegfall der Bonus-
regelung bei vorzeitiger Rückzahlung von
Wohnungsbaudarlehen des Bundes zum 28.
Februar seien die Rückflüsse unvorhersehbar
gestiegen. Bis zu diesem Tag hätten die
Darlehensempfänger Anträge auf die Vergüns-
tigung bei vorzeitiger Rückzahlung stellen
können.

Im weiteren Verlauf der Sitzung ging es um
Zahlungsrückstände bei der Kfz-Steuer. Dabei
erfuhren erstaunte Ausschussmitglieder, nur
für jedes zweite von zehn Millionen Fahr-
zeugen in NRW werde ordnungsgemäß die
Kfz-Steuer bezahlt. Dadurch entgingen der
Landeskasse jährlich fast 60 Millionen Euro.
Im Jahr 2002 habe es 290.000 Rückstandsfälle
gegeben.

Als die Abgeordneten wissen wollten, wa-
rum nicht wie neuerdings in Berlin Kraftfahr-
zeuge erst dann zugelassen würden, wenn die
Steuer im Voraus bezahlt werde, wurde auf die
viel größere Zahl von Zulassungsstellen in
NRW, nämlich 54 hingewiesen. Auch die
fehlende Verknüpfung zwischen Kommunal-
und Finanzverwaltung wurde angesprochen.
Ausschuss und Ministerium sehen jedoch
Handlungsbedarf.

Auch fünf Jahre nach der Öffnung des
Strommarkts gibt es noch die staatliche 
Aufsicht über die Preise für Elektrizität. Und
die Aufsicht ist weiterhin erforderlich. Das
teilte Staatssekretär Jörg Hennerkes 
(Ministerium für Verkehr, Energie und
Landesplanung) am 15. Januar im Wirt-
schaftsausschuss mit. Seinen Ausführungen
war außerdem zu entnehmen, dass die Strom-
erzeugung aus erneuerbaren Energien und
Windkraftanlagen zur Verteuerung der
Stromkosten geführt hat.

Energie/Steuern
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Unvorhersehbare 
Ausgaben 
und Kfz-Steuer-
Ausfälle

Kohle-Transport vor Kraftwerk
Lausward in Düsseldorf. Foto: Schälte
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Daumen hoch vor dem Landtag für die Olympiabewerbung
Düsseldorf Rhein Ruhr 2012: 140 Kinder von Düsseldorfer
Schulen verwandelten den Vorplatz des Landtagsgebäudes an
einem eher tristen Wintertag zu einem bunten Puzzle in den
Farben der nordrhein-westfälischen Olympia-Bewerbung. Rück-
halt gaben den Schülerinnen und Schülern Vertreter von Politik
und Sport (v.l.): Gisela Hinnemann, Vorsitzende des Sportaus-
schusses, Düsseldorfs Oberbürgermeister Joachim Erwin, Schul-
ministerin Ute Schäfer, Landtagsvizepräsident Dr. Helmut Linssen,
Ministerpräsident Peer Steinbrück und Horst Klosterkemper,
Präsident des Bewerbungskomitees                           Foto: Schälte

H
intergrund der Einführung des  neuen
Unterrichtsfachs sind europäischer Ei-
nigungsprozess, private und berufliche

Mobilität, Globalisierung und grenzüber-
schreitende Dynamik des Arbeitsmarkts – das
alles, so heißt es in der Verordnung, bedinge,
dass „die Fähigkeit, Sprachen zu lernen und
mit anderen Kulturen umgehen zu können, zu
den Schlüsselqualifikationen zählt.“ 

Die Sprecher der Koalitionsfraktionen be-
grüßten diese Festlegung. Manfred Degen
(SPD) fand, es sollte keine zusätzliche Hürde
aufgebaut werden, die „Kindern mit
Schwierigkeiten“ den Weg zu weiterführenden
Schulen verbaut. Wie in anderen Bundes-
ländern auch würden die Leistungen der
Kinder zwar benotet, aber sie könnten wegen
schlechter Noten in Englisch nicht sitzen
bleiben. Welche Schwierigkeiten gemeint sind,
erklärte Sylvia Löhrmann (GRÜNE) näher: Es
gehe vor allem um Kinder mit dritter Sprache,
also mit Migrationshintergrund. Bayern ver-
zichte sogar auch auf die Benotung, das sei
„fair den Kindern gegenüber“. Sie lobte, dass
sich bereits 4.000 Lehrerinnen und Lehrer für
den Unterricht in diesem Fach qualifiziert
hätten, das zeige die große Reformbereitschaft,
die an den Schulen herrsche.

Schulministerin Ute Schäfer (SPD) teilte mit,
der Lehrplan für das Fach liege vor. Es gebe für

Englisch an Grundschulen 1.340 zusätzliche
Stellen. „Rein rechnerisch“ – wie sie betonte –
stünden derzeit zwei Lehrkräfte pro Grundschule
für Englisch im Unterricht zur Verfügung. All-
gemein werde der Englischunterricht in der
Grundschule als gut und wichtig angesehen.

Ralf Witzel von der FDP ging trotzdem auf
Distanz. Seine Fraktion stimme dem Verord-
nungsentwurf nicht zu, weil er hinter zwei von
den Liberalen geforderten Kernpunkten zurück-
bleibe: Englischunterricht erst ab Klasse 3 und
nicht bereits ab Klasse 1. Außerdem sei man
mit der Regelung von Leistungsbewertung und
Versetzungswirksamkeit nicht einverstanden:
Seine Partei wolle nicht den „Exotenstatus“ des
Fachs, sondern ein „reguläres Unterrichtsfach.“ 

Gegensätze

In einem weiteren Punkt der Tagesord-
nung dieser Schulausschusssitzung prallten die
Gegensätze zwischen Opposition und Koalition
erneut aufeinander. Zur Situation an den Sonder-
schulen und speziell an den Sonderschulen für
Lernbehinderte hatten CDU (Drs. 13/2376) und
FDP (Drs. 13/2437) Anträge vorgelegt, die beide
nach ausführlicher Debatte abgelehnt wurden.

Die Union verlangte angesichts der
steigenden Schülerzahl an den Sonderschulen

Schulpolitik
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Ab kommendem Schuljahr: Englisch
in der Grundschule

Ab dem Schuljahr 2003/2004 werden an den Grundschulen in den Klassen 3 und 4 zwei Wochenstunden
Englisch unterrichtet. Der Ausschuss für Schule und Weiterbildung (Vorsitzender Dr. Heinz Jörg Eck-
hold, CDU) hat in seiner letzten Sitzung mit den Stimmen von SPD, GRÜNEN und CDU dem Entwurf
der Verordnung über den Bildungsgang in der Grundschule – Vorlage 13/1726 - gegen das Votum der
FDP zugestimmt und die Verordnung damit in Kraft gesetzt. Die Liberalen begründeten die Ablehnung
mit ihrer Auffassung, der Englischunterricht sollte bereits ab Klasse 1 erteilt werden: So früh falle es den
Kindern leichter, spielerisch eine Fremdsprache zu erlernen.

Ausschuss erörtert Situation der Sonderschulen im Lande

Gruppengrößen an den Sonderschulen inves-
tiert werden, um die Rückkehr in die Regel-
schule zu ebnen.

Dem widersprach Wolfgang Roth von der
SPD. Er versprach sich mehr davon, die
Schwierigkeiten der Kinder nicht erst in der
Sonderschule beheben zu wollen, da müsse
schon „im vorgelagerten Schulsystem mehr
getan werden“. Kinder mit Problemen sollten
länger im System behalten werden. Roth lehnte
die FDP-Forderung nach Abschaffung des in-
tegrativen Unterrichts ab: „Wir wollen ihn
weiter ausbauen.“ Er sei überzeugt, wenn der
integrative Ansatz weiter vorangetrieben werde,
dann reduzierten sich auch die Probleme der
Sonderschule für Lernbehinderte.

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE) sah die Notwendig-
keit, bei der Lehrerversorgung und der Stellen-
besetzungder Sonderschulen zu „reagieren“. Das
habe die Landesregierung schon getan und eine
Reihe von Maßnahmen eingeleitet. Es sollten
nicht mehr so viele Schüler in die Sonderschule
geschickt werden. Darum müsse es mehr Inte-
gration und mehr Förderung geben. Schul-
ministerin Ute Schäfer (SPD) ergänzte, derzeit
liege die Klassengröße bei 13,6 Kindern im
landesweiten Durchschnitt. Aber es stimme schon:
Die hohe Zahl von Sonderschülerinnen und
Sonderschülern in Deutschland unterscheide sich
signifikant von den Daten anderer Länder.

Bitte klicken Sie hier, um das Presse-Archiv zu durchsuchen!

für Lernbehinderte eine verbesserte
Schüler-Lehrer-Relation, die verstärkte
Vermittlung handwerklicher Fertig-
keiten und weitere Begleitung der
Schülerinnen und Schüler, wenn sie
nach der umfassenden Betreuung in der
Sonderschule ins Berufsleben eintreten
wollen. Hier, kritisierte Maria-Theresia
Kastner (CDU), fielen die jungen Leute
viel zu oft „ins Leere“. Sie fänden keine
Lehrstelle und seien auf Sozialhilfe
angewiesen.

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP) rief
mit Blick auf das unzulängliche Angebot
des integrativen Unterrichts von behin-
derten und nicht behinderten jungen
Menschen im Regelschulsystem auf,
„eine Sache lieber ganz zu tun, als zwei
Sachen nur halb“. Es sollte nach Ansicht
ihrer Fraktion gezielt in kleinere
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D
ie CDU-Fraktion im Wissenschafts-
ausschuss, die diese „Zwangsfusion“,
wie sie sagt, ablehnt, nutzte die Sta-

gnation, um in einer Aktuellen Viertelstunde
Auskunft über die Situation zu erheischen.
Trotz der „Sorge, das Ganze werde eine bundes-
weite Lachnummer und ein Flop“, wünschte
Manfred Kuhmichel, hochschulpolitischer
Sprecher der CDU, dem Ministerialbeamten
Kleffner „eine glückliche Hand“. Es wäre aber
besser gewesen, die Fusion nicht so schnell
durchzuziehen, sondern ein paar Monate zu
warten, um Rechtssicherheit herzustellen und
einen konstruktiven Zustand zu erlangen. So
jedoch, meinte Kuhmichel, „schreit die

CDU: „Situation nach Zwangsfusion schreit zum Himmel“

Die vom Gesetzgeber zum Beginn dieses Jahres
herbeigeführte Fusion der beiden Univer-
sitäten Duisburg und Essen ist ins Stocken
geraten. Die Leitung der ehemaligen Uni-
versität Essen klagt vor Gericht gegen 
die Zusammenführung. Ein Urteil des 
Verwaltungsgerichts Gelsenkirchen hat in-
zwischen bewirkt, dass der vorgesehene
Gründungrektor, der Münchner Professor
Wilhelm Vossenkuhl, sein Amt vorläufig 
nicht antreten kann. Daraufhin hat Wissen-
schaftsministerin Hannelore Kraft (SPD) den
Leiter der Hochschulabteilung ihres Hauses,
Ministerialdirigent Heiner Kleffner, als
staatlichen Beauftragten eingesetzt, um die
Geschäfte der neuen Universität zu führen.

Wissenschaftsministerin kündigt Konzept für Musikhochschulen an

Situation zum Himmel. Und das haben Sie,
Frau Ministerin Kraft, zu verantworten“.

Die Angesprochene erinnerte daran, dass
die Universität Essen vor drei Gerichten,
den Verwaltungsgerichten Gelsenkirchen und
Düsseldorf sowie vor dem Bundesverfassungs-
gericht Klage erhoben habe. Das jetzt
ergangene Urteil des Verwaltungsgerichts
Gelsenkirchen habe nur zum Ziel, in der
Berufung des Gründungsrektors keine „be-
amtenrechtlich irreversible Lage“ eintreten zu
lassen; es handele sich nicht um einen grund-
sätzlichen Spruch gegen die Fusion an sich. Das
Ministerium werde im Weiteren die Recht-
mäßigkeit der Berufung des Gründungsrektors
erläutern. Was bisher geschehen sei, habe man

absehen können, nachdem Essen
geklagt habe. Der Konflikt führe
zur zeitlichen Verzögerung, „die
ich gerne vermieden hätte“.

Ob der Beamte Kleffner als
staatlicher Beauftragter in
seiner Amtsführung weisungs-
gebunden und damit der 
verlängerte Arm des Mi-
nisteriums sei, wollte 
Professor Dr. Friedrich
Wilke (FDP) wissen. Die

Ministerin: Er sei nicht Rektor, sondern habe
nur die Funktion eines Rektors übernommen.
Er sei nicht weisungsgebunden. Kleffner halte
den Betrieb aufrecht, treffe personalrechtliche
Entscheidungen, bereite die Senatswahl im Mai
vor, kümmere sich um Berufungen und arbeite
mit den Personalräten, mit den Allgemeinen
Studentenausschüssen und den Gleichstel-
lungsbeauftragten zusammen. Er sei wegen der
Kürze der Zeit nicht beurlaubt, sondern von
seinen Aufgaben im Wissenschaftsministerium
befreit. Mit dieser Ernennung sei sie ihrer Ver-
antwortung für die Hochschule nach-
gekommen. Die Fusion werde im Übrigen
nicht wie behauptet gestoppt.

Ein anderer Punkt der Tagesordnung des
Ausschusses für Wissenschaft und Forschung
(Vorsitzender Joachim Schultz-Tornau, FDP) 
war die beabsichtigte Weiterentwicklung der
Musikhochschulen des Landes. Hier hat eine
Kommission in den letzten Monaten an Analyse
und Handlungsempfehlungen gearbeitet, die
dem Wissenschaftsministerium als Grundlage zu
einem Konzept dienen sollen, das im März (Kraft:
„spätestens“) vorgelegt wird. In der Sitzung
lehnte es Wissenschaftsministerin Hannelore
Kraft (SPD) ab, schon jetzt einzelne Eckpunkte
dieses Konzepts dem Parlament zu nennen.

Die Opposition ließ nicht locker. Sie verwies
auf einen Erlass des Ministeriums, in dem die
beiden Standorte Dortmund und Münster
angewiesen worden seien, „von der Neuauf-
nahme von Studierenden zum Sommersemester
2003 abzusehen“. Damit würden, ohne dass das
Konzept für die neue Struktur vorliege, Fakten
geschaffen. Vehement setzten sich für Dort-
mund Tanja Brakensiek und für Münster Dr.
Renate Düttmann-Braun (beide CDU) ein. Mit
dieser Bestimmung werde den Standorten der
„Todesstoß“ versetzt. Die Ministerin wies diese
Wertung als „Dramatisierung“ zurück.

Gesamtkonzept

Sie erklärte, dass sie in der letzten Zeit
Einzelgespräche mit den betroffenen Einzel-
standorten geführt habe, für Anfang Februar
sei ein Gesamtgespräch mit allen Musikhoch-
schulen des Landes anberaumt. Aufgrund
dieser Vorbereitung erwarte sie die Vorlage
eines „guten Konzepts“. Kraft weigerte sich
trotz Nachfrage, eine Garantie für einzelne
Standorte abzugeben. Manfred Böcker für die
SPD und Dr. Ruth Seidl (GRÜNE) bestärkten
die Ministerin in dieser Meinung. Es sei jetzt
nicht die Zeit, vor einem Gesamtkonzept eine
Standortdebatte zu führen, die Hochschulen
bräuchten Planungssicherheit. Die Ministerin
sagte, sie wolle Platz haben für „transparente
und verlässliche“ Entscheidungen, das sei auch
der Grund für den Erlass an die Standorte
Dortmund und Münster gewesen.

Die Initiative der CDU, der die FDP beitrat,
mit der beide Fraktionen eine „kalte Abwick-
lung der Standorte“ verhindern wollten, wurde
mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen
abgelehnt.

Stand im Ausschuss Rede
und Antwort – Wissen-

schaftsministerin Hannelore
Kraft (l.), hier neben dem 

Ausschussvorsitzenden Joachim
Schultz-Tornau. Foto: Schälte
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W
as des einen Freud, ist des anderen
Leid – mit dieser Volksweisheit 
ließe sich das Ergebnis des Sach-

verständigengesprächs zusammenfassen.
Während beispielsweise die Vertreter der 
nordrhein-westfälischen Polizeigewerkschaften
die geplante Gesetzesnovellierung als „wirk-
same Verbesserung des rechtlichen Instru-
mentariums der Polizei“ begrüßten,
befürchteten Datenschützer  einen Schritt in
Richtung des Orwell’schen Horrorszenarios
und zum „gläsernen Staat“.

Beide Gesetzentwürfe zur Neufassung des
PolG NRW sehen vor, die Möglichkeiten der
Videoüberwachung von Straßen und öffent-
lichen Plätzen auszuweiten. Erlaubt das
geltende Gesetz neben der bloßen Videobeob-
achtung eine Aufzeichnung der Bilder nur für
den Fall, dass eine „Straftat von erheblicher
Bedeutung“ begangen wird oder unmittelbar
bevorsteht, soll auf diese Unterscheidung
künftig ganz verzichtet werden. Als Vorausset-
zung für den Einsatz von Videotechnik soll
lediglich bestehen bleiben, dass es sich bei dem
überwachten öffentlichen Raum um einen 
im Gesetzestext nicht näher definierten
„Kriminalitätsbrennpunkt“ handele.

Verhältnismäßigkeit

Die Datenschutzbeauftragte Bettina Sokol
verwies auf die grundrechtlich abgesicherte
Freiheit des Menschen, sich frei und von
staatlicher Beobachtung unbehelligt in der
Öffentlichkeit bewegen zu können. Wer den
Einsatz von immer mehr Videokameras
fordere, zerstöre im Lande die Unbefangenheit.
Ihrer Meinung nach solle daher auf die Video-
überwachungsvorschrift verzichtet werden.

Rückendeckung erhielt sie durch den
Rechtswissenschaftler und Kriminologen
Helmut Polähne (Uni Bremen). So stehe der
durch die Ausweitung von Videoüberwachung
eventuell zu erzielende Erfolg bei der Verhütung
„einfacher Straftaten“ in keinem angemessenen

Verhältnis zu dem damit verbundenen
schweren Eingriff in das informationelle Selbst-
bestimmungsrecht einer Vielzahl von völlig
unbeteiligten und damit nicht „polizei-
pflichtigen“ Bürgerinnen und Bürgern.

Entgegen aller Kritik berichtete Rolf
Müller, Leiter der Polizei-
direktion Leipzig, von den
Erfolgen bei der Krimi-
nalitätsbekämpfung durch
den Einsatz von Video-
überwachungstechnik. Ohne 
von einem „Allheilmittel“
sprechen zu wollen, habe 
die Videoüberwachung an
Kriminalitätsschwerpunkten
(wie dem Leipziger Haupt-
bahnhof) zu einem deut-
lichen Rückgang der Fall-
zahlen bestimmter Delikte
beigetragen. Auch das sub-
jektive Sicherheitsgefühl in
der Bevölkerung sei dadurch
gestiegen. Trotz der recht-
lichen Möglichkeiten sei bislang jedoch auf die
Aufzeichnung der Bilddaten verzichtet worden.

Von ähnlichen Erfolgen konnte auch
Hartmut Brenneisen (Verwaltungsfachhoch-
schule Schleswig Holstein) für die Städte Wes-
terland und Flensburg berichten. Gleichzeitig
wies er  auf die Gefahr hin, dass eine isoliert
durchgeführte Videoüberwachung lediglich zur
unerwünschten Verdrängung einer kriminellen
Szene an einen anderen Ort führen könne.
Darum sei es entscheidend, Videoüberwachung
in ein umfassendes Sicherheitskonzept ein-
zubinden. Dazu gehöre zwingend, dass zu-
sätzliche Polizeikräfte im Bedarfsfall schnell zur
Verfügung ständen und auch in nicht video-
überwachten Räumen intervenieren könnten.
Damit sei jedoch zwangsläufig ein vermehrter
Personaleinsatz vonnöten.

Ein Verdrängungseffekt durch den Einsatz
von Videoüberwachung, wie ihn Brenneisen
kritisiert, sei nicht grundsätzlich negativ zu 
bewerten, so der Essener Polizeipräsident

Erfolgreiche Kriminalitätsbekämpfung
oder „totale Kontrolle“?

Im Rahmen eines Sachverständigengesprächs diskutierten die Mitglieder des Ausschusses für 
Innere Verwaltung und Verwaltungsstrukturreform (Vorsitz Klaus Stallmann, CDU) mit
Experten über die Gesetzentwürfe der Landesregierung (Drs. 13/2854) und der CDU-Fraktion
(Drs. 13/2280) zur Änderung des Landespolizeigesetzes (PolG NRW). Es ging dabei um die 
Änderungsvorschläge zum Paragrafen 15, der den Einsatz von Videoüberwachung zur polizei-
lichen Beobachtung von Kriminalitätsschwerpunkten im öffentlichen Raum regelt.

Herbert Schenkelberg. Verdrängung bedeute ja
nicht zwingend die Verlagerung einer ge-
schlossenen Szene an einen anderen Ort,
sondern die Zersplitterung und Auflösung
einer ehemals verfestigten Szene in viele Einzel-
teile. Dies könne dazu beitragen, dass sub-
jektive Sicherheitsgefühl der Bürgerinnen und
Bürger an früheren Kriminalitätsbrennpunkten
(Bahnhöfe, Parkanlagen) wieder zu stärken.
Darüber hinaus hielte er es, entgegen der Vor-
gehensweise in Leipzig, für sinnvoll, an der
Möglichkeit der Datenaufzeichnung fest-
zuhalten. Die abschreckende Wirkung durch
Videoüberwachung ließe sich deutlich
erhöhen, wenn ein potentieller Täter sich nicht
nur beobachtet fühle, sondern davon ausgehen
müsse, dass die übertragenen Bilder auch für
die polizeiliche Ermittlungsarbeit zur Ver-
fügung stehen.

Auch der Krefelder Polizeipräsident sprach
sich für die geplante Möglichkeit der Bildauf-
zeichnung und -konservierung für den im
Gesetzentwurf vorgesehenen begrenzten
Zeitraum aus. Die alternativ geforderte Ver-

Videoüberwachung im öffentlichen Raum:

Der Ausschussvorsitzende Klaus Stallmann (r.)
im Gespräch mit den Polizeipräsidenten Herbert
Schenkelberg (Essen, l.) und Dieter Friedrich
(Krefeld, Mitte). Foto: Schälte

stärkung der Streifengänge könne zwar das
subjektive Sicherheitsgefühl des Bürgers ver-
stärken, jedoch könne dies im Vergleich zu
einer dauerhaften Überwachung von po-
tentiellen Straftätern nur zu punktuellen
Erfolgen führen.

Heinz Rump, Geschäftsführer der Gewerk-
schaft der Polizei, regte darüber hinaus an, re-
gelmäßige Zeitabstände festzulegen, in denen
die Notwendigkeit von Videoüberwachung an
Kriminalitätsbrennpunkten zu überprüfen sei.
Die Überwachung dürfe keinesfalls dazu
dienen, vermeintlich „unliebsame Mitbürger“
wie Nichtsesshafte, Alkoholiker oder Bettler zu
vertreiben, um für ein „sauberes Image“ einer
Innenstadt oder für ein ungestörtes Einkaufs-
erlebnis zu sorgen. ax

http://www.landtag.nrw.de/WWW/index2.htm?seite=4


„Deutsche Umweltmeister“ sind die Jugendlichen in Nordrhein-Westfalen.
Diesen Titel hat ihnen Landtagspräsident Ulrich Schmidt bei der Preisverleihung der
Aktion Waldjugendspiele in der Villa Horion verliehen. Hier war das große Abschlussfest
des nordrhein-westfälischen Landesverbands der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald.
Der Landtagspräsident, die Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft,
Forsten und Naturschutz, Marie-Luise Fasse, Umweltministerin Bärbel Höhn, Freiherr von
Heereman, Präsident des Landesjagdverbandes, und der Vorsitzende der NRW-Schutz-
gemeinschaft, Gerd Wendzinski, empfingen dazu mehr als 200 Schülerinnen und Schüler
sowie deren Lehrer. Die drei Hauptpreise gingen an Schulen in Grevenbrück, Höxter und
Dortmund-Kley. Für 50 weitere Schulen gab es ein Tierpräparat für den Sachkundeunter-
richt. Unser Bild zeigt Taube, Eichhörnchen und Käuzchen, die von den Mädchen und
Jungen umlagert werden. Foto: Schälte

ligen Selbstkontrolle soll ein Entscheidungs-
rahmen zugebilligt werden, auf den die staat-
lichen Medienaufsichtsbehörden nur begrenzt
Einfluss nehmen können. Ziel dieser Maß-
nahme sei es, die staatlichen Kontrollinstanzen
durch die Selbstkontrolleinrichtungen künftig
zu entlasten. „Die Zukunft wird zeigen, ob sie
dieser Aufgabe gewachsen sind“, so Kuschke.

Danach erstattete Regierungspräsident
Jürgen Büssow (Düsseldorf) einen Praxisbericht
über die Arbeit der Bezirksregierung zur Be-
kämpfung von rechtsextremen und Minderheiten
diffamierenden Internetseiten – sogenannten
„Hass-Seiten“. Die Bezirksregierung Düsseldorf
sei die erste Aufsichtsbehörde, die Sperrver-
fügungen gegen Access-Provider (Zugangsver-
mittler) wegen strafbarer rechtsextremistischer
Inhalte angeordnet habe. Zu den quantitativen
Ausmaßen: Wurde 1996 die Zahl der „Hass-
Seiten“ seitens der Sicherheitsbehörden mit 80
beziffert, zählten sie im zweiten Halbjahr 2002 be-
reits 1.300 solcher Seiten. Dabei seien diese Seiten
„nicht nur politisch missliebig“, sondern gut 
15 Prozent enthielten strafbare Inhalte.

Das Hauptproblem bei der Bekämpfung
solcher Seiten bestehe darin, dass 90 Prozent
des Access-Provider zur Verbreitung ihrer
„Hass-Seiten““ den Umweg über ausländische
– zumeist amerikanische – Service-Provider
nutzen, um sich somit der deutschen Strafver-
folgung zu entziehen.

W
olfram Kuschke, Staatskanzlei-
minister, informierte den Medien-
ausschuss im Vorlauf des Gesetz-

gebungsverfahrens über die zentralen Punkte
des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages. Be-
deutendstes Novum werde sein, dass der Bund
seine Zuständigkeit beim Jugendmedienschutz
zugunsten der Länder einschränkt. Damit
werde der Jugendschutz in allen elektronischen
Medien erstmals in den Zuständigkeitsbereich
der Länder übertragen.

Freiwillig

Als Erfolg wertete der Minister, dass die Auf-
sichtsinstanzen für den Jugendschutz im Bereich
Rundfunk und Telemedien nunmehr in einem
Medienaufsichtsorgan, in Nordrhein-Westfalen
ist das die LfM NRW, vereinheitlicht werden
sollen. Um eine einheitliche Rechtsanwendung
in den Bundesländern sicherzustellen, sieht der
Staatsvertrag darüber hinaus die Einrichtung
einer neuen, bundesweit tätigen Stelle vor, der
Kommission für Jugendmedienschutz (KJM).
Eine weitere Neuerung, sieht die stärkere Ein-
bindung der Einrichtungen der freiwilligen
Selbstkontrolle vor. Den – so im Staatsvertrag
vorgesehen – durch die KJM vorab zertifizierten
und dann in regelmäßigen Zeitabständen erneut
zu überprüfenden Einrichtungen der freiwil-

Selbstregulierung oder
staatliche Kontrolle?
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Medienpolitik

Über den derzeitigen Stand der Dinge zum Thema Jugendmedienschutz in Nordrhein-West-
falen informierten Minister Wolfram Kuschke (SPD) für die Landesregierung, sowie der 
Präsident der Bezirksregierung Düsseldorf, Jürgen Büssow, und Dr. Norbert Schneider,
Direktor der Landesanstalt für Medien (LfM), und die Mitglieder des Medienausschusses.
Den Vorsitz führte Claudia Nell-Paul (SPD).

Kampf gegen rechtsextreme Internetseiten Um diesem Umstand zu begegnen, habe
die Bezirksregierung zunächst bewusst keine
Sperrverfügungen erlassen, „sondern im
Gegenteil alles andere versucht“, um die
Service-Provider zu verbindlichen Selbst-
regulierungsverpflichtungen zu bewegen. Da
dieses Vorgehen jedoch nicht zu den
gewünschten Erfolgen führte – Sperrungen
sind nicht erfolgt – , wurden im Februar die
ersten Sperrverfügungen erlassen.

Eine Möglichkeit für die Zukunft sieht
Büssow darin, Listen zu erstellen, die im Ver-
waltungsblatt veröffentlicht und über einen
Online-Verteilerdienst an alle deutschen In-
ternetanbieter weitergeleitet werden könnten,
aus denen ersichtlich ist, welche Seiten 
inkriminiert sind. Auf diesem Wege könnte
man die Anbieter zu eigenverantwortlichem
Handeln bewegen, rechtsextreme Seiten von
ihren Rechnern zu verbannen. „Das wäre ei-
gentlich die schönste Selbstregulierungsmaß-
nahme, die man machen könnte.“

Kompetenzzuwachs

Dr. Norbert Schneider von der LfM nahm
in seinen Ausführungen Stellung zu dem ge-
planten Jugendmedienschutz-Staatsvertrag. Er
begrüße den Kompetenzzuwachs der LfM als
„sein stärkstes Moment“, da es somit erstmals
möglich sein werde, dass „rundfunkflüchtige
Inhalte“, die sich bisher im Internet wieder-
fanden, zukünftig auch hier geahndet werden
könnten. Gleichzeitig sei er jedoch sehr
unsicher, ob der Gesetzgeber den richtigen Weg
gewählt habe, wenn die gesellschaftlichen Kon-
trolleinrichtungen mit ihren Sanktionierungs-
möglichkeiten zugunsten einer Stärkung der
Selbstkontrolleinrichtungen auf Veranstalter-
ebenen in den Hintergrund treten sollen.

Bei der Bekämpfung von „Hass-Seiten“ 
betrachte er die Arbeit der Bezirksregierung
mit Verbotsmomenten als zweiten Schritt, dem
ein erster vorausgehen sollte, nämlich die In-
ternetnutzer-Kompetenz sowie die gesell-
schaftliche Diskussion über solche Internet-
angebote zu fördern. ax

Bitte klicken Sie hier, um das Presse-Archiv zu durchsuchen!

http://www.landtag.nrw.de/WWW/index2.htm?seite=4


Das Einsparvolumen
von zwei Millionen Euro

stehe am Ende in keinem Ver-
hältnis dazu, was bei der inneren Sicherheit
durch die Auflösung der Reiterstaffeln
wegfallen wird. Diese Meinung vertrat Dr.
Wilhelm Droste (CDU) und monierte die
eklatanten Unterschiede bei den Mietkosten.
Sie seien in Bochum um ein Mehrfaches bil-
liger als in Essen: In Bochum würden die
Pferde in einem privaten Stall untergebracht,
während in Essen Miete gezahlt werden müsse,
die vom landeseigenen Bau- und Liegen-
schaftsbetrieb (BLB) festgelegt worden sei.
Drostes Fraktionskollegin Gisela Hinnemann
machte daraus den Vorschlag, Einsparungen
dadurch zu erzielen, dass alle Tiere privat
untergestellt werden; das sei billiger als die
„Phantasiemieten des BLB“.

Beteiligung

Ein Argument, das der Minister allerdings
weit von sich wies, brachte Horst Engel (FDP):
Der Auflösungsbeschluss sei am Parlament
vorbei ergangen. Das sei „kontraproduktiv“
gewesen, denn „sonst hätten wir Ihnen unseren
Rat als Parlament gegeben“. So aber zerstöre die
Vorgehensweise „Vertrauen“ und der Einsatz-
wert der Polizeistaffeln werde „herunter
geredet“. Es gebe Berechungen, dass ein ein-
ziger Polizeireiter in der Lage sei, bis zu acht
Mann einer Fußstreife zu ersetzen. Das vom
Minister gelieferte Zahlenmaterial sei frag-

Innere Sicherheit
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Der Minister ließ sich nicht
beeindrucken: Weder die Breit-
seiten der Oppositionsfraktionen
im Innenausschuss (Vorsitzender
Klaus Stallmann, CDU) noch die
100.000 gesammelten Unterschriften
konnten Innenminister Dr. Fritz
Behrens (SPD) dazu bewegen, von seinem Ent-
schluss Abstand zu nehmen, die zehn Polizei-
reiterstaffeln mit 121 Dienstpferden in Nord-
rhein-Westfalen aufzulösen. Monatelang, so
der Minister in der Ausschusssitzung am 16.
Januar, habe er diese Entscheidung mit sich
herumgetragen. Wenn die Finanzlage des
Landes eine andere wäre, oder wenn er sich
sein Leben als Minister hätte leicht machen
wollen, dann hätte er den Beschluss so nicht
gefasst. Das Personal der Reiterstaffeln sei an
anderer Stelle im Polizeidienst einzusetzen.
Behrens: „Ich brauche in der derzeitigen
Situation jeden Polizisten“.

Polizei des Landes gibt dem Sympathieträger Pferd den Abschied

Bitte klicken Sie hier, um das Presse-Archiv zu durchsuchen!

D
em Ausschuss hatte der Minister  einen
13-seitigen Bericht (Vorlage 13/1883)
in dieser Sache vorgelegt. Darin redete

er Klartext: Die Reiterstaffeln seien keine
Einrichtung zur Förderung der Reiterei. Sie
böten keine taktischen Möglichkeiten, die nicht
auch durch andere Einsatzmittel in mindestens
gleichwertiger Form wahrzunehmen seien
(hier gab es Murren und Widerspruch im
Publikum, das zum großen Teil von
Polizistinnen und Polizisten der Staffeln gestellt
wurde). Pro Pferd müssten täglich zwölf Euro
für Tierarzt, Futter und Beschlag aufgewendet
werden, zusammen mit den Kosten für die
Miete von Stallungen und Reithallen summiere
sich das pro Jahr auf zwei Millionen Euro.
Durch die erforderliche Rüstzeit und durch

Übungszeiten stehe der einzelne Beamte nur
zur Hälfte seiner Dienstzeit für Einsätze 
zur Verfügung. Der Verzicht auf Reiterstaffeln
an Spielorten der Bundesliga zum Einsatz
gegen Ausschreitungen von Hooligans habe 
in Gelsenkirchen und Duisburg keine Sicher-
heitseinbußen mit sich gebracht: Beide 
Standorte hätten schon vor Jahren ihre Reiter-
staffeln aufgelöst. Die Werbewirkung des
„Sympathieträgers Pferd“ schließlich sei auch
kein Grund, dafür öffentliche Mittel ein-
zusetzen. Für dieses Ziel gebe es schließlich das
Landespolizeiorchester, das reiche aus.

würdig. Engel: „Die Reiterstaffeln gehören zur
Polizei des Landes Nordrhein-Westfalen - und
das ist ein Pferdeland“.

Man könne angesichts der Finanzlage des
Landes den Kopf nicht in den Sand stecken,
meinte dagegen Jürgen Jentsch (SPD). In den
allermeisten Kreispolizeibehörden, das wisse er,
werde die Sache mit den Reiterstaffeln anders
diskutiert als hier. „Wir von der SPD-Fraktion
machen diesen schmerzlichen Einschnitt mit“,
stellte der Sprecher fest, die Situation der
Landesfinanzen werde in absehbarer Zeit nicht
besser. Wenn es einen Punkt gebe, in dem die
SPD Anlass zu Zweifeln sehe, dann in der
Frage, ob im Zusammenhang mit der  Ent-
scheidung die Rechte der Personalvertretungen
zum Tragen gekommen sind.

Besänftigung

Der Sparzwang ermögliche nur eine ver-
antwortbare Entscheidung, fand Monika
Düker (GRÜNE). Ob es nicht angesichts der
Kürzungen, die man nicht im Haushalt des
Innenministers, aber im sozialen Bereich 
habe vornehmen müssen, nicht legitim sei zu
fragen, ob auf Polizeipferde verzichtet werden 
könne, wollte sie wissen und redete den dis-
kutierenden Oppositionsabgeordneten ins
Gewissen: „Dies ist ein Abwägungsprozess und
keine Glaubensfrage“.

Der Innenminister hielt ebenfalls nichts
davon, die Entscheidung zu dramatisieren und
zu emotionalisieren. Es gehe nicht um Krieg
und Frieden, redete er der Opposition ins
Gewissen. Vernunft und Verstand sollten die
Oberhand behalten. Es sei keine „halbe“
Lösung möglich, etwa die Konzentration auf
eine einzige Staffel im Lande - dass dafür im
politischen Raum das Verständnis wachsen
möge, wünsche er sich: „Lassen Sie die Kirche
im Dorf“. An die anwesenden zahlreichen Mit-
glieder der Reiterstaffeln gewandt sagte
Behrens, es handele sich keineswegs um Kritik
an ihrer bisherigen Arbeit. Er danke ausdrück-
lich für diese Arbeit. Aber er habe auch in 
die Polizei „hineingehorcht“ – mit großer
Mehrheit, so der Minister, habe man einen Ver-
zicht auf die Staffeln nahe gelegt, „wenn die 
finanzielle Situation so ist, wie sie ist“.

Dem Sympathieträger Polizeipferd soll
nicht schnöde der Abschied gegeben werden.
Innenminister Behrens in seinem Bericht: „Die
Pferde werden weiter gut versorgt. Soweit ein
Verkauf nicht möglich ist, werden Pferde auf
einem Gnadenhof untergebracht“.

Zuverlässig zur Stelle, wenn vor dem Land-
tagsgebäude demonstriert wird; Polizei-
kommissarin Nicola Kirner auf „Eros“(l.)
und Polizeikommissar Heiner Mues
auf „Quintus“.    Foto: Schälte
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A
uch wenn sich die Experten über eine
genaue Zahl für das Land Nordrhein-
Westfalen streiten, Fakt ist: Eine

Vielzahl von landwirtschaftlichen Wirtschafts-
gebäuden im ländlichen Raum ist derzeit
unterwertig genutzt oder leerstehend –
Tendenz steigend. Verantwortlich dafür ist ein
fortwährender Strukturwandel in der nord-
rhein-westfälischen Landwirtschaft, der dazu
führt (und geführt hat), dass viele landwirt-
schaftliche Betriebe heute nicht mehr voll-
ständig oder zumindest in Teilen landwirt-
schaftlich genutzt werden. Auf diese Weise ist
der Erhalt des Einkommenspotentials in den
ländlichen Außenbereichen und den bäuer-

lichen Kulturlandschaften
gefährdet.

Um dem Problem der brachliegenden
landwirtschaftlichen Gebäude zu begegnen,
haben etliche Landwirte in der Vergangenheit
bereits Innovationswillen und Geschick
bewiesen, wenn es darum ging, alternative
Einkommensquellen zu erschließen. So finden
sich in einigen der stillgelegten Scheunen und
Stallungen heute beispielsweise Bauern-
lädchen, Cafés oder Reiterhöfe aber auch
Ferienzimmer, Tierpensionen und Tischler-
werkstätten. Dieser im Fachjargon „Umnut-

zung“ genannte Vorgang, hat sich binnen der
letzten Jahre zu einem wichtigen Wirtschafts-
faktor für den ländlichen Raum gemausert.
Um diesen Prozess zukünftig zu erleichtern,
fordert die CDU-Fraktion von der Landes-
regierung, hierfür flexible und unbüro-
kratische Möglichkeiten zu schaffen.

Das Bauen im Außenbereich wird im
Paragraf 35 des Baugesetzbuches (BauGB) ge-
regelt. Mit einer 1998 vorgenommenen
Novellierung des Paragrafen hat der Bundes-
gesetzgeber den Strukturwandel in der Land-
wirtschaft zu fördern versucht, indem er die
Rahmenbedingungen für das Umnutzungsver-
fahren für vorhandene landwirtschaftliche
Bausubstanz aufgeweicht hat, um diese nicht
dem Verfall preiszugeben. Es wurde unter
anderem festgelegt, dass eine „außenbereichs-

verträgliche“ Umnutzung einer
„zweckmäßigen

Ver-
wendung

erhaltens-
werter Bausub-

stanz“ dienen
muss, die „äußere

Gestalt des Gebäudes
im Wesentlichen

gewahrt“ bleiben soll
und die „Aufgabe der

bisherigen Nutzung des
Gebäudes nicht länger als

sieben Jahre zurück liegen
darf“ (Sieben-Jahres-Frist).

Darüber hinaus hat 
der Bundesgesetzgeber den

Landesregierungen die Möglich-
keit eingeräumt, die Sieben-Jahres-Frist

bis zum 31. Dezember 2004 auszusetzen.
Ein zentraler Vorwurf der CDU-Fraktion

an die Landesregierung ist, von dieser
Möglichkeit bislang keinen Gebrauch gemacht
zu haben. In dieser Frage herrschte auch Un-
einigkeit unter den Experten: Die Befürworter
der Frist-Aussetzung sehen darin eine Chance,
die Umnutzung vorhandener Bausubstanz für
den verbleibenden Zeitraum von knapp zwei
Jahren noch intensiver als bisher fördern zu
können. Ihrer Meinung nach sollte eine
anderweitige Nutzungsmöglichkeit nicht vom
Ablauf eines bestimmten Zeitraumes, sondern
ausschließlich vom Erhaltungswert der
Baulichkeiten abhängig gemacht werden. Wer
diese Möglichkeit nicht ausschöpfe, fördere

weiteren Leerstand und das Entstehen von
Bauruinen – eine Entwicklung, die dem
gewünschten Erhalt von Kulturlandschaften
widersprechen würde. Kritiker befürchten hin-
gegen, dass ein Aussetzen der Frist ein massives
Überangebot in dieser ohnehin schwierigen
Marktnische zur Folge hätte. Zudem entstehe
die Gefahr einer vermehrt störenden Beein-
trächtigung des Außenbereichs durch die
Ansiedlung von Gewerbe- und Handwerks-
betrieben. Dies könne neue Infrastrukturmaß-
nahmen und eine deutlich höhere Belastung
(beispielsweise durch den Ausbau von
Verkehrswegen) im Außenbereich mit sich
bringen, die in dieser Form nicht gewünscht
wären.

Einheitlichkeit

Eine weitere Forderung des CDU-Antrags
richtet sich auf eine einheitliche Genehmigungs-
praxis für die zuständigen Genehmigungs-
behörden. So sollen feststehende Kriterien ent-
wickelt werden, die als Entscheidungshilfen bei
der Genehmigung von Nutzungsänderungen
dienen sollen. Darüber hinaus soll sicher-
gestellt werden, dass die 1998 geschaffenen Än-
derungen des BauGB bei der Genehmigungs-
praxis der Bauaufsichtsbehörden angemessen
berücksichtigt werden. Auch in diesem Punkt
gab es konträre Standpunkte: Die unbe-
stimmten Rechtsbegriffe des Paragraphen 35
räumten den Baubehörden einen weiten Beur-
teilungsspielraum ein, was zur Folge hätte, dass
die Baugenehmigungspraxis oftmals stark
voneinander abweiche und damit im Einzelfall
zu schwer nachvollziehbaren Entscheidungen
über beantragte Nutzungsänderungen führe,
so die Befürworter des CDU-Antrags. Um
dieses Verfahren zukünftig unbürokratischer
und transparenter zu gestalten, wird ein der
gesetzgeberischen Zielsetzung Rechnung
tragender Kriterien-Katalog als Ent-
scheidungshilfe befürwortet.

Gegner dieser Position sahen die Entwick-
lung eines Kriterienkatalogs als unnötig, ja
sogar nachteilig an. Flexible und auf Einzelfälle
eingehende Lösungen seien nur möglich, wenn
für die Verwaltungsbehörden Ermessens-
spielräume weiterhin bestehen blieben. Zu-
sätzliche Verwaltungsvorschriften würden den
Strukturwandel in der Landwirtschaft eher
bremsen als beschleunigen. ax

Vom Viehstall zur Tischlerwerkstatt

Zu einer öffentlichen Anhörung hat der Aus-
schuss für Städtebau und Wohnungswesen
unter Vorsitz von Gisela Walsken (SPD) am 
8. Januar eine Expertenrunde eingeladen.
Grundlage für die Anhörung bildete der im
Mai letzen Jahres eingebrachte Antrag der
CDU-Fraktion „Umnutzung alter landwirt-
schaftlicher Gebäude im Außenbereich er-
möglichen“ (Drs. 13/2634).

Wohnungsbau
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Umnutzung alter Hofstellen

Einst Stallung jetzt
Wohnung – der Strukturwandel im ländlichen
Raum bietet die Chance, im Rahmen der geseztlichen Vor-
gaben Wirtschaftsgebäude, die nicht mehr gebraucht
werden, vor dem Leerstand zu bewahren. 
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Medizinische Versorgung
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Enquete-Kommission „Frauengerechte
Gesundheitsversorgung“ in Münster

Die Enquete-Kommission „Zukunft einer frauengerechten Gesundheitsversorgung“ informierte
sich am 9. Januar im Gesundheitshaus Münster über frauenspezifische Angebote und Projekte.
Die Tagung leitete die Münsteraner Gesundheitsdezernentin Dr. Agnes Klein neben der 
Vorsitzenden der Enquete-Kommission Marianne Hürten (GRÜNE). Unter den Kommissions-
mitgliedern waren auch die Obfrauen der drei weiteren Fraktionen Inge Howe (SPD), Ursula
Doppmeier (CDU) und Dr. Ute Dreckmann (FDP).

Projekt mit Modellcharakter
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M
it dem Bau des Gesundheitshauses
ging die Stadt Münster vor fünf
Jahren einen neuen Weg. Der Leiter

des Gesundheitshauses Jörg Espei erläuterte,
Träger seien das Gesundheitsamt Münster und
zwei Stiftungen. Die beiden Stiftungen sichern
das Netzwerk, das aus zehn Einrichtungen be-
steht, darunter sechs nichtstädtischen. Ziel der
Arbeit im Gesundheitshaus Münster sei es,
viele Menschen zu bewegen, selbst etwas für 
die Gesundheit zu tun, sagte Espei.

„Vernetzung“ heißt das neue Zauberwort
im öffentlichen Gesundheitsdienst. Im NRW-
Gesetz von 1998 wurden den Gesundheits-
ämtern neue Aufgaben bei  Vorsorge, Um-
weltmedizin, Beratung für Personen in
Problemlagen und Hilfen für Benachteiligte
sowie Hygieneüberwachung übertragen. Die
Ämter, bis dahin vor allem für Säuglings-
beratung, Seuchenbekämpfung und Imp-
fungen bekannt, stellten sich den neuen Auf-
gaben. Dabei ist Ziel, die verschiedenen
Dienstleistungen des gesamten Gesundheits-
systems miteinander zu verbinden, um
Ressourcen besser auszuschöpfen und den
Hilfebedürftigen kürzere Wege zu ermöglichen.

Chronisch Kranke

Engere Zusammenarbeit befürwortete
auch die 11. Landesgesundheitskonferenz im
Dezember 2002 in Bonn. Insbesondere chro-
nisch kranke Menschen und die wachsende
Zahl älterer Patientinnen und Patienten
benötigten eine durchgängige Behandlung
„ohne Brüche“, sagte dort NRW-Gesundheits-
ministerin Birgit Fischer.

Das Gesundheitshaus Münster wurde zum
Beispiel mit Pilotcharakter. Andere Städte
folgten. Projekte in Aachen, Coesfeld, Düssel-
dorf, Gummersbach und Leverkusen wurden
neben Münster mit dem Gesundheitspreis
NRW ausgezeichnet. Im Juni 2003 ist Münster
Gastgeber der Mitgliederversammlung des

„Gesunde-Städte-Netzwerks“, dem inzwischen
über 50 deutsche Städte und Kreise angehören.

„Der Konsum von Ecstasy und
Amphetaminen ist in Münster in der Party-
Szene weit verbreitet…, Kokain ist die ver-
breitetste Begleitdroge…, oft werden ver-
schiedene Drogen gleichzeitig eingenommen.
Insgesamt beobachten wir, dass Jugendliche
riskanter konsumieren als früher“. So beschreibt
die Fachstelle Drogenhilfe ein aktuelles Pro-
blem, das auch Mädchen und Frauen betrifft.
40 von 133 Stammklientinnen (2001) seien
Mütter mit insgesamt 59 Kindern, und 22
von 133 seien Russlanddeutsche, davon
drei Mädchen unter 18 Jahren.

Zwar untersteht die Drogenhilfe
nicht dem Gesundheitsamt und
ist auch nicht Mieterin 
im Gesundheitshaus. Sie
stellte jedoch, wie etwa
22 weitere Fachstellen
und Vereine, der 
Enquete-Kom-
mission ihr
frauenspezi-
fisches An-
gebot vor. Ihr
Klientel weist
auf eine be-
sondere Pro-
blemgruppe
hin, der man vor
allem mit dem Kon-
zept der „Aufsuchenden 
Gesundheitshilfe“ entgegen-
kommt. Junge alleinerziehende Mütter sind
oft durch eigene Unreife, rasch aufeinander-
folgende Schwangerschaften, finanzielle
Unsicherheit und durch Sprachbarrieren völlig
überfordert. Die Familien fallen dann durch
Erziehungsprobleme in Kindergärten und
Schulen auf.

Die Hausbesuche ermöglichen frühzeitiges
Erkennen in der Wohnsituation und bei den
Lebensgewohnheiten. Das sieht das Gesund-

heitsamt als großen Vorteil vor den Sprech-
stunden in der ärztlichen Praxis an. Mütter
werden beraten, Kinder werden medizinisch
untersucht und neben Sprachbarrieren auch
Hemmschwellen bei der Gesundheitsvorsorge
überwunden.

Die aufsuchende Arbeit des Gesundheits-
amts werde von den Sozialdiensten und den
niedergelassenen Ärzten in Münster sehr ge-
schätzt, erfuhr die Landtagskommission. Mit
eigenen Räumen im Gesundheitshaus vertreten
und stark nachgefragt sind das Informations-
büro Pflege, die Informations- und Kontakt-
stelle für Selbsthilfe, der Verein für Gesund-
heitssport und Sporttherapie, der Verein 
für Mototherapie, die Krebsberatungsstelle
Tumorzentrum Münsterland und eine Freiwil-
ligen-Agentur für das soziale Ehrenamt.

Eine Frage aus der Kommission nach
Trends bei Selbsthilfegruppen wurde von den
Organisatoren mit dem Hinweis auf Zunahme
psychosozialer Belastungen (Ängste, Stress,
Phobien, Einsamkeit) und auf neue „um-
strittene“ Krankheiten beantwortet. Großen
Andrang habe es im Rahmen der Sucht-
beratung bei einer Selbsthilfegruppe für Schlaf-
störungen gegeben, wurde berichtet. Als Bei-
spiel für „umstrittene“ Krankheiten wurde das
chronische Müdigkeitssyndrom genannt. Im

Übrigen sei Selbsthilfe weiblich: 70 Prozent der
in Selbsthilfegruppen Aktiven seien Frauen. Da
wunderte sich eine Teilnehmerin, dass in der
Münsteraner Broschüre „Stadt für Frauen“ das
Stichwort Gesundheit gar nicht vorkommt.

Die Enquete-Kommission des NRW-Land-
tags wird die Informationen aus dem Gesund-
heitshaus Münster in ihre Untersuchung von
Vernetzungspotentialen einbeziehen.

Die Enquetekommission „Zukunft der Städte in NRW“ hat einen neuen Vorsitzenden.
Hans-Peter Milles (l.,SPD) wurde zum Nachfolger von Dr. Axel Horstmann (SPD)

gewählt, der als Infrastrukturminister in das Kabinett Steinbrück berufen worden
ist. Rechts neben Milles der stellvertretende Vorsitzende der Enquete-

kommission Klaus Kaiser (CDU).                  Foto: Schälte
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Im Haushaltsausschuss (Vorsitz Volkmar Klein,
CDU) teilte Finanzminister Jochen Dieck-
mann am 16. Januar zum Haushaltsabschluss
2002 mit, das Land müsse die Nettokreditauf-
nahme erhöhen, und zwar wegen geringerer
Einnahmen um 737 Millionen Euro. Die
Nettoneuverschuldung im Vorjahr betrage da-
mit insgesamt vier Milliarden Euro.

+++
Der Ausschuss für Städtebau und Wohnungswesen
(Vorsitz Gisela Walsken, SPD) führt am 12. Fe-
bruar eine Anhörung zum CDU-Antrag zur
Reform der Wohnungsbau-Fördersysteme
(Drs. 13/2633) durch. Beginn ist 13.00 Uhr.

+++
Der federführende Wirtschaftsausschuss (Vorsitz
Dr. Helmut Linssen, CDU) und der Haushalts-
ausschuss führen am 7. Mai eine gemeinsame
Anhörung zum CDU-Antrag „Wirtschaft
nicht weiter verunsichern: Basel II darf so
nicht in Kraft treten“ durch. Staatssekretär
Jörg Bickenbach begrüßte im Wirtschaftsaus-
schuss die Anhörung sowie eine öffentliche
Diskussion über die neue Geschäftspolitik von
Banken im Zusammenhang mit der qualita-
tiven Prüfung von Kreditanträgen.

+++
Am 1. Januar 2003 nahm die neue zentrale
Gemeindeprüfungsanstalt in Herne mit 25
Mitarbeitern ihre Arbeit auf. Bereits im
Dezember hatte Innenminister Dr. Fritz
Behrens den früheren Coesfelder Bürger-
meister Rainer Christian Beutel als
deren Leiter vorgestellt. Die Mehr-
heit aus SPD und GRÜNEN im
Kommunalausschuss hatte im April
2002 der Errichtung der Anstalt
und ihrer Anschubfinanzierung
in Höhe von fünf Millionen
Euro aus der Gemeinde-
finanzierung zugestimmt.

+++
Dem Verkehrsausschuss (Vorsitz Manfred
Hemmer, SPD) wurde am 16. Januar eine
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zum Güter-
transportsystem CargoCap vorgestellt. Das
negative Ergebnis hielt Verkehrsminister 
Dr. Axel Horstmann, der grundsätzlich ein 
zusätzliches umweltfreundliches Verkehrs-
mittel befürwortete, in der anschließenden
Aussprache, an der sich auch die Befürworter
des Projekts aus Bochum beteiligten, für
deprimierend. Aus juristischer Sicht, so ein
Mitglied des Teams, sei das Projekt von
kindlicher Einfachheit, weil der unterirdische
Verlauf keinerlei Vorbehalten unterliege. Der

aus den Ausschüssen+++Aktuelles+++
nicht zu zahlen. Das erfuhr der Ausschuss für Arbeit,
Gesundheit, Soziales (Vorsitz Bodo Champignon,
SPD) vom Innenministerium.

+++
Zum CDU-Anliegen, das sogenannte Kon-
nexitätsprinzip (Aufgabenzuweisung nur bei
Kostenregelung) in der Landesverfassung zu
verankern, erklärten SPD und GRÜNE im Haus-
haltsausschuss, sie unterstützten das politische
Ziel, seien aber gegen die Verankerung in der
Verfassung. Der Ausschuss leitete den CDU-
Gesetzentwurf ohne Votum an den feder-
führenden Hauptausschuss (Vorsitz Edgar Moron,
SPD).

+++
In vertraulicher Sitzung berichtete Vorstands-
mitglied Dr. Bernd Lüthje (Landesbank NRW)
im Haushaltsausschuss über Auswirkungen der
Fusion der Deutschen Ausgleichsbank und der
Kreditanstalt für Wiederaufbau auf die öffent-
liche Bankenlandschaft in NRW. Aus einer Vor-
lage (13/1881) von Landesbank-Vorstands-
mitglied Ernst Gerlach vom 14. Januar erfuhr
der Ausschuss, dass die Mittelstandsförderung
zusammengefasst werden solle. Gerlach hält
neben der neuen „Mittelstandsbank“ des
Bundes die Anreicherung durch NRW-
spezifische Förderelemente für sinnvoll.

+++
Obwohl alle Fraktionen im Ausschuss für
Kommunalpolitik Änderungsbedarf sehen, besteht
zur Zeit bei der SPD und der Landesregierung
keine Neigung, die NRW-Gemeindeordnung
zu ändern. Vorsitzender Jürgen Thulke (SPD)

hatte den Bericht einer Kommission des
Innenministers (Vorlage 13/1242)

sowie fünf Anträge von CDU
und FDP zur Änderung der

Gemeindeordnung auf die
Tagesordnung der Sitzung am

15. Januar gesetzt. Innenminister 
Dr. Fritz Behrens hielt Änderungen

beim Immobilienmanagement und
wegen der Einführung der Doppik für
notwendig. Von den Obleuten wurde

außerdem Änderungsbedarf wegen des Ge-
setzes zur finanziellen Entlastung der Kom-
munen, der interkommunalen Zusammenarbeit
(Kommunalverband Ruhr), der Migrantenver-
tretung, Briefwahl bei Bürgerentscheiden und
Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung an-
gesprochen. Die Kommission hatte unter
anderem empfohlen, die Einwohner-
Schwellenwerte für mittlere und große kreis-
angehörige Städte abzusenken, die Rechte der
Gleichstellungsbeauftragten nicht in der
Gemeindeordnung zu regeln, Einwohnerantrag
und Ausländerbeirat wieder abzuschaffen und
Akteneinsichtsrechte einzelner Ratsmitglieder
zu erweitern. Sie empfiehlt eine sechsjährige
Amtszeit des Bürgermeisters.

Ausschuss will im Februar über den das Projekt
befürwortenden FDP-Antrag entscheiden.

+++
Im Medienausschuss (Vorsitz Claudia Nell-Paul,
SPD) beantragte die SPD eine öffentliche
Anhörung zum Thema „DVB-T – digitales
terrestrisches Fernsehen“ mit der Begründung,
dass in diesem Jahr die Weichen für DVB-T in
NRW gestellt würden. Der digitale Fernseh-
empfang werde ein zusätzliches, preisgünstiges
Angebot über Antennen und auch für mobile
Geräte sein, so der SPD-Sprecher.

+++
Am Ende der Sitzung am 16. Januar überraschte
SPD-Sprecher Ernst-Martin Walsken den Haus-
haltsausschuss mit der Mitteilung, es sei seine letzte
Sitzungsteilnahme gewesen, da er ab Februar
eine neue Tätigkeit bei der Telekom aufnehme.
Der Ausschuss dankte ihm für seine Arbeit und
wünschte ihm viel Erfolg im neuen Job.

+++
Der Verkehrsausschuss plant eine Reise nach
China, wo er sich in Peking, Guangzhou,
Shanghai und Hongkong nicht nur über den
Transrapid, sondern auch über Neubauten und
Planungen beim Flug- und Straßenverkehr
informieren will.

+++
Der Vorsitzende des Wirtschaftsausschusses
Dr. Helmut Linssen (CDU) regte an, eine Aus-
schusssitzung in der neuen NRW-Vertretung in
Berlin durchzuführen, was deren Bekanntheits-
grad erhöhen könne.

+++
Knapp 18.000 Schwerbehinderte beschäftigte
die Landesverwaltung im Jahr 2001. Das sei
eine Quote von etwas mehr als fünf Prozent,
eine Ausgleichsabgabe habe das Land demnach

Ausschüsse
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Schulpflicht für Kinder von Asylbewerbern und
Flüchtlingen geregelt werden.

Gemeinsame Gesetzgebungsschritte oder
Initiativen aller Fraktionen werden beraten bei
der Integration von Zuwanderern, bei der Zu-
sammenarbeit mit der NRW-Partnerregion
Slaskie in Polen und beim Landesnachweis für
besonderes Engagement im Ehrenamt, der
über soziale Tätigkeiten hinaus auch auf
kulturelle und sportliche Arbeit ausgeweitet
werden soll. Ebenfalls gemeinsam fordern die
Fraktionen die Landesregierung auf, die in
diesem Jahr geplante Internationale Konferenz
zu Erneuerbaren Energien in Bonn als Chance
für NRW zu nutzen.

Der Kulturausschuss widmet sich in Zeiten
knapper Kassen dem Stiftungswesen und dem
Sponsoring, wozu ein Gesetzentwurf der CDU
rechtliche Hürden bei der Finanzierung kom-
munaler Museen beseitigen soll. Die Univer-
sitätsbibliotheken Bonn, Düsseldorf und
Münster brauchen zusätzliche Mittel, um ihre

Kommunalfinanzen, Schulpolitik, Friedhofskultur

In den 23 Ausschüssen des Landtags und den drei Enquete-Kommissionen werden im Jahr 2003
die Beratungen über bereits bekannte Problemlagen fortgesetzt, aber auch neue Themen zu 
behandeln sein. Mit einer gesetzlichen Regelung für Jugendmedienschutz befasst sich
federführend der Hauptausschuss, nachdem das Plenum ihm den Entwurf der Landes-
regierung am 22. Januar überwiesen hat. Änderungen am Landespresse- und am Datenschutz-
gesetz gingen in den Ausschuss für Innere Verwaltung. Sozial-, Haushalts- und Städtebau-
Ausschuss haben für Februar und März bereits sechs Anhörungen terminiert.

Ausschussvorschau
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Die Fachausschüsse im ersten Halbjahr 2003
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D
ie Kommunalpolitiker hoffen auf er-
lösende Signale aus Berlin, wie ihre
Haushaltsmisere durch Neuordnung

der Finanzbeziehungen zwischen Bund, Ländern
und Gemeinden gebessert werden kann. Am
13. März führen der Haushalts- und der Kom-
munalausschuss ein Expertengespräch mit den
kommunalen Spitzenverbänden über finan-
zielle Entlastung der Kommunen. Seit Wochen
erreichen den Landtag Stadt- und Gemeinde-
ratsbeschlüsse aus allen Landesteilen, ein Not-
programm für die Kommunen zu beschließen,
die Mitfinanzierung von Krankenhaus-
investitionen und beim Unterhaltsvorschuss
wieder aufzuheben und die Asylbewerber-
kosten voll zu erstatten. Auch mit Klagen vor
dem Verfassungsgericht gegen Finanzlasten su-
chen Städte Abhilfe bei ihrer Haushaltsnot.

Zur Verabschiedung in zweiter Lesung
steht das Bestattungsgesetz auf der Tagesord-
nung des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit,
Soziales am 2. April. Bis zum 25.März sollen
die mitberatenden Ausschüsse ihre Voten
abgeben. Änderungen am Regierungsentwurf
sind in der Beratung.

Ebenfalls im ersten Quartal verabschiedet
werden soll das Mittelstandsgesetz. Der Wirt-
schaftsausschuss will die Anhörung von An-
fang Dezember im Februar auswerten und die
Schlussberatung im März vornehmen.

Im Schulausschuss liegen Anträge, das
Bildungssystem in NRW nach PISA grundlegend
zu reformieren. Mehr Ganztagsschulen, Englisch
in der Grundschule und Sprachförderung stehen
auf der Tagesordnung. Bereits ab 1. Februar soll
laut Gesetzentwurf von SPD und GRÜNEN die

gesetzlichen Pflichten erfüllen zu können. Sie
müssen alle Veröffentlichungen beschaffen,
katalogisieren und für die Nachwelt auf-
bewahren. Ebenfalls von der CDU angestoßen
wurde das Thema, den Theatern „effizienteres
Wirtschaften zu ermöglichen“ und hierzu
mehrjährige Projekte zu fördern.

Zum Internationalen Frauentag bringt der
Ausschuss für Frauenpolitik eine Publikation
zum Thema „Gender Mainstreaming“ heraus.
Das Thema will der Ausschuss auch in die
Umsetzung des Hartz-Konzeptes einbringen.
In NRW sollen zum Beispiel Dienstleistungs-
pools berücksichtigt werden. Weitere Bera-
tungsthemen sind die anonyme Geburt und die
Einrichtung von Babyklappen. Sensibel ist auch
die Diskussion über Spätabtreibung bei Früh-
erkennung von Krankheiten eines Fötus im
Mutterleib (pränatale Diagnostik). Der Frauen-
ausschuss wird sich auch mit den Aus-
wirkungen des Gewaltschutzgesetzes nach
einem Jahr  befassen (wird fortgesetzt).

Wer hat die knapp 60-seitige vorläufige
Prüfungsmitteilung des Landesrechnungshofs
(LRH) zur landeseigenen Projekt Ruhr GmbH
an die Presse gegeben? 

D
er Sprecher der Grünen im Ausschuss
für Haushaltskontrolle, Rüdiger Sagel,
wollte, dass darüber eine Untersuchung

angestellt wird. Für die SPD war die Sache klar:
Die undichte Stelle sei in den Reihen der CDU
zu orten. Die wiederum beteuerte wie die
anderen beiden anwesenden Fraktionen, den
Bericht überhaupt nicht zu kennen.

In der Sitzung des Ausschusses unter dem
Vorsitz von Rolf Seel (CDU), betonte die Prä-
sidentin des Landesrechnungshofs Ute Scholle,
die vorläufige Prüfungsmitteilung des LRH  zur
Projekt Ruhr GmbH an die Landesregierung

sei urheberrechtlich geschützt und ver-
traulich: Darum könne sie dem Wunsch der
CDU-Fraktion – Michael Breuer hatte ge-
beten, dass alle Abgeordneten auf den
gleichen Kenntnisstand  gesetzt werden –
nach Informationen aus dieser Mitteilung
nicht entsprechen.

Ebenso wie Scholle wies der Chef der
Staatskanzlei, Minister Wolfram Kuschke
(SPD), den Verdacht zurück, es gebe eine Ab-
sprache zwischen ihm und dem LRH, das Pa-
pier unter Verschluss zu halten. Derzeit
würden im Auftrag des Ministerpräsidenten
die Landesgesellschaften überprüft und
gegebenenfalls neu justiert. Er erwarte, teilte
der Minister mit, dass im Frühjahr diese Be-
standsaufnahme vorliege und dann gesagt
werden könne, in welche Richtung die weitere
Entwicklung geht. Kuschke: „Es ist mir ein
hohes Bedürfnis, Ihnen zum frühest-
möglichen Zeitpunkt Rede und Antwort zu
stehen“. Ein gemeinsames Vorgehen sei
wünschenswert.

Rätselraten um
undichte Stelle

Tief empfundenen Respekt hat Landtagspräsident
Ulrich Schmidt den Opfern des Naziterrors unter den
Zeugen Jehovas ausgesprochen, an die unter dem Motto
„Erinnern für die Zukunft“ bis
zum 7. Februar eine  Ausstellung
im Landtagsgebäude erinnert. In
der Wanderausstellung, sagte
Schmidt weiter, stünden einfache
Menschen im Mittelpunkt, die ihrem
Gewissen folgend standhaft 
an ihrer religiösen Über-
zeugung festhielten, Zivil-
courage zeigten und
geistigen Widerstand aus
christlicher Überzeugung
geleistet hätten. Dafür seien sie unter dem
lila Winkel in Gefängnissen und KZs der Nazis gequält 
und ermordet worden. – Die Ausstellung kann nach
schriftlicher Anmeldung bei der Mahn- und Gedenkstätte
Düsseldorf, Mühlenstraße 29, 40200 Düsseldorf,
Fax 02 11/8 92 91 37, besucht werden. Foto: Schälte

http://www.landtag.nrw.de/WWW/index2.htm?seite=4


Dr. Jürgen Rüttgers, CDU-Fraktionsvor-
sitzender, hielt der Landesregierung kon-
zeptionslose Politik vor: Sie sei handlungsunfä-
hig und zukunftsunfähig, weil ihr die Vision
von einer modernen und solidarischen 
Gesellschaft fehle. Als Alternative dazu lege die
CDU ein „Zukunftsprogramm vor, das

Strukturen in unserem Land ver-
ändert“. Die Eckpunkte seien

Wachstum und
Beschäftigung,

eine Politik der
Investitionen an

Stelle der Politik
der Verschuldung,

Zukunftssicherung
durch Abbau von

Schulden und Subventionen sowie durch eine
verantwortliche Personalpolitik, mehr Chan-
cengerechtigkeit für junge Menschen in der
Bildung, Stärkung der inneren Sicherheit und
eine Politik der Solidarität und des sozialen
Ausgleichs „ich wünsche mir ein Land, das die
Schwachen stärkt“. Mit diesen Vorschlägen der
Union würden neun Milliarden im Etat umge-
schichtet und könnten fünf Milliarden Euro
Schulden abgebaut werden, kündigte Rüttgers
an. Er sei stolz darauf, dass es seiner Partei ge-

lungen sei, Alternativen aufzuzeigen, Positionen
zu überprüfen und neue Antworten zu geben.

Edgar Moron, Vorsitzender der SPD-Fraktion,
beurteilte den vorliegenden Haushalt als aus-
geglichen und verfassungskonform. Dieser
setze klare Schwerpunkte, konzentriere sich
auf die Zukunftspfade
für das Land, sei sozial

gerecht und vermeide strukturelle Brüche. Das
Haushaltsloch von 2,8 Milliarden sei durch
Mehreinnahmen, durch Minderausgaben und
durch eine verfassungskonforme Kreditauf-
nahme finanziert worden, betonte Moron und
erkannte darin große Gestaltungskraft von
SPD und Grünen und ein hohes Maß an Ver-
antwortung, das man unter Beweis gestellt
habe. Die Oppositionsfraktionen dagegen
hätten sich vor dieser Verantwortung gedrückt
und keine belastbaren Vorschläge vorgelegt:

Koalition: Wir stellen uns den Herausforderungen
Opposition: Regierung fehlt Kraft zum Umsteuern 
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„Das ist zu wenig“. Die CDU wolle den
Menschen vormachen, sie habe ein Zukunfts-
programm. Aber das sei wie alle Anträge der
Union ohne sachliches Fundament, also eine
„Seifenblase“ und in ganz wesentlichen Teilen
innerhalb der CDU umstritten.

Dr. Ingo Wolf, FDP-Fraktionsvorsitzender,
stellte die Seriosität des Landeshaushalts in
Frage: „Soliden Haushältern kann so etwas nur
die Schamesröte ins Gesicht treiben.“ Statt der
von seiner Fraktion geforderten Um-
strukturierung zugunsten von Bildung, Ver-
kehr, innere  Sicherheit und Soziale Anliegen
in der Kommune gebe es „Neuverschuldung,
Rasenmäher-Kürzungen und Luftbuchungen
bei virtuellen Gehaltskürzungen im öffent-
lichen Dienst“. Die konsequenten Reformvor-
schläge, die die FDP seit Jahren mache, würden
wegen angeblich fehlender Seriosität von
Landesregierung und den sie tragenden
Fraktionen immer wieder abgelehnt. Ein Jahr
nach PISA habe sich an den Schulen im Lande
noch nichts geändert. Der Verkehr sitze im
Stauchaos fest, den Kommunen stehe das
Wasser bis zum Hals, die sozialen Zu-
wendungen würden gekürzt.

Sylvia Löhrmann, Fraktionsvorsitzende der
GRÜNEN, warf der Opposition vor, sie stelle
die Lage des Landes falsch dar und stellte fest:
„Wir stehen eben nicht am Abgrund, sondern
wir stehen vor großen Herausforderungen. Die
wollen wir annehmen und gestalten“. Es gehe
um eine grundsätzliche Neuorientierung, weil
es nicht mehr wie früher möglich sei, Vertei-
lungsgerechtigkeit über das Wachstum der
Wirtschaft herzustellen. Dazu bedürfte es
zweistelliger Wachstumsraten, um die Kon-
flikte zu lösen. Dennoch würden CDU und
FDP nicht müde, dies gebetsmühlenartig zu
fordern. Die Menschen aber erwarteten Of-

fenheit, Ehrlichkeit und Handlungsfähigkeit
„all das beweisen wir mit diesem Haushalt

und mit der Politik der Koalition in
Nordrhein-Westfalen“. Es werde in
Bildung und Kultur investiert, in nach-
haltige Entwicklung und ökologische
Erneuerung, der soziale Ausgleich
werde gewahrt und sensible Strukturen
in der Jugend- und Frauenpolitik
würden geschützt.

Ministerpräsident Peer Steinbrück (SPD) blickte
nach vorn. Die Modernisierung der Wirtschaft
solle vorangebracht werden, die Strukturen im
Wissenschafts- und Bildungsbereich würden
modernisiert, an die Reform der Verwaltung
und an die Organisation sei man schon heran-
gegangen. Die Opposition bestreite die Haus-
haltsdebatte mit Schnellschüssen. Anders die
Landesregierung; sie habe einen durchgerech-
neten, verfassungsmäßigen Haushaltsentwurf
vorgelegt.

In dritter Lesung hat der Landtag am 18. Dezember den Landeshaushalt für 2003 verabschiedet:
SPD und Grüne stimmten dafür, die beiden Oppositionsfraktionen CDU und FDP dagegen.
Diese abschließende Beratung, in der die Vorsitzenden  der vier Fraktionen das Wort ergriffen,
spitzte noch einmal die fundamentalen Meinungsunterschiede zwischen Koalition und 
Opposition über die Lage des Landes und über die Maßnahmen zu, die aus der Sicht der 
Parteien für notwendig erachtet werden, um Nordrhein-Westfalen wieder nach vorn zu bringen.

Peer Steinbrück (SPD)

Edgar Moron (SPD)

Dr. Jürgen Rüttgers
(CDU)

Dr. Ingo Wolf (FDP) Sylvia Löhrmann (GRÜNE)
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Zweite Lesung

Gemeindefinanzen

Manfred Palmen (CDU) sieht ein weiteres
schwarzes Jahr für die kommunale Familie be-
ginnen. Der Großteil der Kommunen sei pleite.
NRW habe im Bundesrat der verhängnis-
vollsten Steuerreform zulasten der Gemeinden
zugestimmt. Die Verwaltungshaushalte aller
Kommunen wiesen einen Fehlbetrag von über
drei Milliarden Euro auf. Die Situation habe
mit dem gewohnten Kämmererjammern nichts
mehr zu tun. Die CDU fordere, das kom-
munale Notprogramm umzusetzen.

Heinz Wirtz (SPD) hielt ebenfalls den Steuer-
einbruch bisher unbekannten Ausmaßes für
dramatisch. Stabile Schlüsselzuweisungen seien
nur zulasten anderer Zuweisungen möglich.
Die Summe der Einnahmen werde nicht
gekürzt. Finanzschwache Gemeinden seien auf
Solidarität der Stärkeren angewiesen. Der CDU
gehe es nur um Klientelpolitik im kreis-
angehörigen Raum. Eine Gemeindefinanz-
reform auf Bundesebene solle die Einnahmen
verstetigen. Die SPD wolle die fiktiven He-
besätze um fünf Prozent herabsetzen.

Christof Rasche (FDP) warf der Koalition vor,
die kommunale Familie in die Pleite zu treiben.
Die Kommunen hätten beim Haushalten Vor-
bildliches geleistet, das Land gehe den
bequemen Weg. Bei Zahlungsunfähigkeit
einzelner Kommunen beschließe Rot-Grün
noch weitere Belastungen. Als Folge würden
jahrelang entwickelte Strukturen zerstört.

Ewald Groth (GRÜNE) sprach die Erwartung
aus, bei der Modernisierung der Gewerbesteuer
werde das ganze Land hinter der Koalition
stehen. Auf das Land entfielen 77 Prozent der
Mindereinnahmen. Beim Verteilen gebe es
nicht Kreisangehörige und Kreisfreie, sondern
Steuerschwache und Steuerstarke. Bei den 92,3
Prozent freien Mitteln stehe NRW konkur-
renzlos günstig da.

Innenminister Dr. Fritz Behrens (SPD) räumte ein,
die Kommunen erhielten 2003 eine Milliarde
Euro weniger als 2002. Die Lage sei bitterernst. Er
sei aber stolz darauf, dass es beim Verbundsatz
bleibe. Die erstmalige Ausweisung investiver

Schlüsselzuweisungen entspreche der interkom-
munalen Verteilungsgerechtigkeit und sei zumut-
bar. Die Schulpauschale werde nicht angetastet.

Landwirtschaft

Eckhard Uhlenberg (CDU) urteilte, in der Land-
wirtschaftspolitik tue Rot-Grün alles, „um auf
Bundes- und Landesebene die Wettbewerbs-
situation zu verschlechtern“. Der Sprecher
kritisierte die Höhn-Erlasse zur Haltung von
Legehennen und Schweinen und die unter-
bliebenen Versuche der Landesregierung, in
Berlin die Anhebung der Umsatzsteuer für be-
stimmte Bereiche zu verhindern. Sogar die Rah-
menbedingungen der im Lande so geförderten
Ökobetriebe verschlechterten sich.

Irmgard Schmid (SPD) hielt dagegen, die SPD
könne Anträgen nicht zustimmen, in denen die
CDU verlange, die Mittel für Extensivierungs-
maßnahmen und Erosionsschutzprogramme

zu kürzen. Die Förderung der Landes-
gartenschauen habe sich noch nicht erledigt,
die Einschnitte beim Vertragsnaturschutz seien
schmerzlich, die geringeren freiwilligen Zu-
weisungen an die Landwirtschaftskammern
„dramatisch“.

Felix Becker (FDP) sah im Etat keine Zukunfts-
perspektiven. Es gebe auch kaum Ansatzpunkte
für die Abarbeitung zentraler agrarpolitischer
Aufgaben. Dagegen setze die Ministerin auf die
Arbeitsvermehrung ihrer Agrarbürokratie und
nicht auf Vertrauen derjenigen.

Reiner Priggen (GRÜNE) verwies auf die
großen Probleme, die mit der EU-Osterwei-
terung auf die Landwirtschaft hierzulande zu-

kommen werden und auf die Höhe der Sub-
ventionen, die in die Landwirtschaft EU-weit
fließen: Dafür werde man um Akzeptanz
werben müssen. Unter den schwierigen
Bedingungen der Einsparoperationen sei der
Haushalt „absolut vernünftig“.

Landwirtschaftsministerin Bärbel Höhn (GRÜNE)
warf der Opposition vor, sie nehme die großen
Herausforderungen nicht zur Kenntnis, die auf
die Landwirtschaft in den nächsten Jahren zu-
kommen werden. Die Opposition widme sich
lieber formalen Gesichtspunkten. Auch kein
Wort davon, dass die Landwirtschaft nur be-
stehen kann, wenn sie sich mit dem Ver-
braucherschutz versöhnt.

Umwelt

Hans Peter Lindlar (CDU) beklagte die in
seinen Augen unzureichende Transparenz in
der Umweltpolitik der Landesregierung gegen-

über dem Parlament. Außerdem werde von ihr
zu wenig auf die Auswirkungen auf die be-
troffenen Kommunen geachtet. Zudem sei es
unverantwortlich, dass beim Hochwasserschutz
gekürzt werden soll.

Dr. Bernhard Kasperek (SPD)  entgegnete, beim
Hochwasserschutz würden keine notwendigen
Maßnahmen verhindert oder verzögert. Die
Unterstützung des Landes bei Gebühren, die in
Einzelfällen besonders hoch sind, sei nicht auf
eine Dauersubventionierung angelegt gewesen.

Holger Ellerbrock (FDP) lehnte ein
„Draufsatteln“ auf EU-Vorschriften im Um-
weltbereich des Landes kategorisch ab: Es
müsse aus Gründen des Wettbewerbs 1:1

Etat 2003: Koalition verteidigt Einsparungen –
Opposition geißelt Kürzungen
Der Landtag hat am 12. Dezember vergangenen Jahres seine umfassende Beratung des Landes-
haushalts 2003 in zweiter Lesung fortgesetzt. Mit diesem zweiten Tag der Etatdebatte schließen
wir die Berichterstattung über die zweite Lesung ab.

Heinz Wirtz (SPD) Ewald Groth (GRÜNE) Christof Rasche (FDP)Manfred Palmen (CDU) Manfred Palmen (CDU) 
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umgesetzt werden. Es seien die Standards zu
prüfen und die Chancen zur Senkung von Ge-
bühren zu nutzen. So sei die Abwasserabgabe
abzuschaffen oder wesentlich zu reduzieren.

Johannes Remmel (GRÜNE) lobte die schnelle
Reaktion des Landes in der Hochwasserschutz-
politik. Die Umweltpolitik im Lande haben
deutliche Fortschritte erreicht. Jetzt gehe es 
verstärkt um ein weiteres Markenzeichen, die
aktivierende Umweltpolitik im Sinne von
Nachhaltigkeit.

Umweltministerin Bärbel Höhn (GRÜNE)  unter-
strich die wachsende Bedeutung des bereits in
den Produktionsprozess eingebauten Umwelt-
schutzes. Hier werde weniger mit ordnungs-
politischen Vorgaben als auf der Basis freiwil-
liger Vereinbarungen gearbeitet. Im Hochwasser-
schutz seien vier Millionen gekürzt worden.
Damit tue NRW immer noch mehr als Hessen.

Eine-Welt-Politik

Dr. Stefan Berger (CDU) sah die Gefahr, dass
die Mittel des Landes für dieses Politikfeld
„bald vor dem Aus stehen könnten“. Man sollte
sich nicht auf Länder oder Regionen, sondern
auf wichtige und zentrale Felder der Entwick-
lungszusammenarbeit konzentrieren. „Alte
Zöpfe und beliebige Spielwiesen“ seien nicht
länger zu finanzieren.

Karin Jung (SPD) räumte ein, dass es bei fünf
Millionen Euro um einen kleinen Etat gehe.
Auch er habe – wie die anderen – Opfer
bringen müssen. Trotzdem sei man nicht pessi-
mistisch und hoffe, „dass wir mit unseren Pro-
jekten einen guten Fortschritt machen werden“.

Dietmar Brockes (FDP)  wertete die Öffnung
der Märkte als beste Form von Eine-Welt-
Politik. Regierung und Koalition sollten das
„Pingpong-Spiel“ mit der Pipeline in Ecuador
endlich einstellen und der Regierung dort die
Chance geben, Menschenrechte und Minder-
heitsrechte anzuwenden.

Ute Koczy (GRÜNE) betonte die Bedeutung
einzelner Projekte und das Vorhandensein
eines aus einzelnen Bausteinen bestehenden
klaren und hinterfragbaren Konzeptes in der
Eine-Welt-Politik des Landes.

Ministerin Bärbel Höhn (GRÜNE) bezifferte die
Kürzungen bei einem Gesamtetat von 5,5

Millionen
auf 470.000
Euro; hinzu
komme
noch die 20-
prozentige

Reduzierung im Gemeindefinanzierungsgesetz.
Die Kürzung bei der Förderung der Bewusst-
seinsbildung in der Entwicklungszusammen-
arbeit sei moderat und vertretbar.

Innenministerium

Theodor Kruse (CDU) trat für einen starken,
aber auch schlanken Staat ein. Nach wie vor
gebe es kostspielige Behörden. Bei der inneren
Sicherheit dürfe aber nicht gespart werden.
Trotz steigender Kriminalität gebe es 2000
Polizeibeamte weniger als 1995. Die Auf-
klärungsbilanz sei katastrophal. Bei Einbruchs-
kriminalität müsse die Bearbeitung dringend
korrigiert werden. Kürzungen bei der
Sicherheit seien fahrlässig.

Jürgen Jentsch (SPD) bezeichnete innere
Sicherheit neben Bildung und Arbeit als
wichtigen Standortfaktor. NRW sei stolz auf
die herausragende Wertschätzung seiner
Polizei. Der Wegfall der mittleren Laufbahn sei
ein Quantensprung und NRW bundesweit
Vorreiter. Öffentliche Präsenz sei Hauptauf-
gabe der Polizei. Das Land lasse sich das viel
kosten.

Horst Engel (FDP) forderte, die Mittel für Ka-
tastrophenschutz um zehn Millionen Euro
deutlich zu erhöhen und bei der Polizei mehr
Personal einzustellen. Der Personalabbau sei
unverantwortlich. Überall ziehe sich die Polizei
aus der Fläche zurück, obwohl die Kriminalität
ansteige. Technik könne nur Arbeit erleichtern,
nicht fehlendes Personal ersetzen.

Monika Düker (GRÜNE) berichtete, bis 
März 2004 würden 2.000 neue Funkstreifen-
wagen angeschafft, bis Herbst 2003 habe 
jeder Polizeivollzugsbedienstete eine Sicher-
heitsweste. Dringend müsse über mehr
Effizienz der Polizeiarbeit geredet werden. Bei
der ehrenamtlichen Flüchtlingsarbeit werde die
dramatische Kürzung zurückgenommen.

Innenminister Dr. Fritz Behrens (SPD) dankte den
55.000 Beschäftigten in seinem Ressort für ihre
Arbeit. Es gebe in Deutschland keine
kostengünstigere Landesverwaltung als in
NRW. Innere Modernisierung trage zu weiterer
Effizienz bei. Die Reform im Ruhrgebiet stehe
an. Das Grundgesetz zu ändern, um die
Bundeswehr als Polizei einzusetzen, lehne er ab.
Es müsse weiter gespart werden, aber die innere
Sicherheit sei dadurch nicht gefährdet.

Justizministerium

Rainer Lux (CDU) machte den Stillstand und
Rückschritt, der seiner Ansicht nach den Justiz-
haushalt kennzeichnet, mit einigen Beispielen
deutlich, darunter die lange Verfahrensdauer
bei Gerichten und Staatsanwaltschaften. Es
gebe immer noch zu wenig  Personal, bei den
Gerichten und bei den
Vollzugsanstalten.
„Der Justizhaushalt
erfüllt in keiner
Weise die an 
ihn  gestellten
Forderungen“.

Hans-Willi
Körfges (SPD) gab
Kontra: „Trotz aller
Sparzwänge trägt der
Justizhaushalt für das Jahr
2003 den Erfordernissen von Ge-
richten, Staatsanwaltschaften, Justizvollzug
und Juristenausbildung Rechnung“. Bei
Gesamtausgaben von drei Milliarden Euro
habe auch dieser Haushalt seinen Beitrag zur
Konsolidierung der Finanzen geleistet. Dabei
seien Strukturen erhalten worden, in einigen
Bereichen seien Rechtspflege und Vollzug sogar
gestärkt worden.

Jan Söffing (FDP) erinnerte an den
Zusammenhang zwischen Kür-
zungen und dem Abbau von
Arbeitsplätzen. Bei der
Justiz werde der Rot-
stift angesetzt, es sei
aber genug Geld da,
um in der Landwirt-
schaft die Ideologie
der Grünen mit ein paar
hunderttausend Euro zu unterstützen.

Sybille Haußmann (GRÜNE) stellte klar: „Wir
müssen die begrenzten Mittel, die uns zur Ver-
fügung stehen, so einsetzen, dass sie den best-
möglichen Ertrag für unser Land bringen“. Bei
den Betreuungsvereinen etwa seien vier
Millionen gestrichen worden, aber hier gebe es
die Zusage von den Wohlfahrtsverbänden,
diese Vereine nicht im Stich zu lassen.

Justizminister Wolfgang Gerhards (SPD) sagte zu,
man werde Modernisierung und Um-
strukturierung der Justiz fortsetzen, die
moderne Informationstechnik flächendeckend
einführen und weitere Fortschritte bei der Ver-
kürzung der Verfahrensdauer machen. Damit sie
weiterhin den Modernisierungsprozess begleiten
und unterstützen, müsse die Motivation der
Justizangehörigen gestärkt werden. Des Wei-
teren müssten die Verfahren verschlankt werden,

Horst Engel (FDP)Horst Engel (FDP)Theodor Kruse (CDU)Theodor Kruse (CDU)Monika Düker (GRÜNE) Jürgen Jentsch (SPD)
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ohne dass dies zusätzliches Geld koste. Als wei-
tere Aufgaben stünden die Reform des
Sanktionensystems, des Prozessrechts und die
Modernisierung des Schuldrechts an.

Städtebau und Wohnen

Bernd Schulte (CDU) verlangte für den
Wegfall der Eigenheimzulage ein Gegensteuern

im Land, um Arbeits-
plätze im Bauhaupt-
gewerbe zu sichern.
Familien sollte Anreiz
gegeben werden, in der
Stadt Eigentum zu
schaffen und nicht aus
Kostengründen aufs
Land auszuweichen.
Schulte lobte die SPD,
weil sie sich bei  der
Fehlbelegungsabgabe
bewege und verlangte
mehr Klarheit bei den
Mehrausgaben für das
Wohngeld.

Wilfried Kramps (SPD)
fand, das Volumen 
des Wohnungsbaupro-
gramms der Vorjahre –
etwa 13.500 neue
Wohnungen – könne
dank des über Jahr-
zehnte angesparten
Landeswohnungsbau-
vermögens gehalten
werden. Trotz ange-
spannter Lage werde
das Städtebaupro-
gramm auf hohem
Niveau fortgeführt.

Karl Peter Brendel (FDP)  verwies auf den Zu-
sammenhang zwischen den eingesetzten
Mitteln für den Städtebau und die damit ver-
bundene Wirtschaftsförderung und Sicherung
von Arbeitsplätzen. Er verlangte erneut eine
Überprüfung der Effektivität des Grundstück-
fonds Ruhr und regte ebenfalls im Bausektor
angesichts der Berliner Neuregelungen Gegen-
steuern durch das Land an.

Dr. Thomas Rommelspacher (GRÜNE) machte
darauf aufmerksam, trotz der festzustellenden
Krise in der Neubaufertigstellung sei das In-
vestitionsvolumen nahezu gleich geblieben. Al-
lerdings flössen heute – im Gegensatz zur
früher- die Mittel überwiegend in die Alt-
bestände und nicht mehr in den Neubau.

Bauminister Dr. Michael Vesper (GRÜNE)  sah
die Finanznot auch als Chance: „Wir wollen
zeigen, dass man politisch gestalten kann, auch

wenn man weniger Geld zur Verfügung hat“.
Das Wohnungsbauprogramm erweise sich
wieder einmal als „Renner“, in anderen
Bundesländern gebe es nichts Vergleichbares.
Im Städtebau müsse man eine Reihe von Maß-
nahmen zeitlich strecken, dennoch bleibe die
Städtebauförderung das einzige strukturwirk-
same Instrument der Landesregierung.

Kultur

Richard Blömer (CDU) bilanzierte die Tief-
stände, die seiner Ansicht nach die Kultur-
politik des Landes aufweist. So werde in
Leuchtturmprojekte wie die RuhrTriennale
und andere Events Geld gepumpt, die andern-
orts in der Kultur fehlten. Die regionale Kultur-
förderung werde zusammengestrichen, die
Grünen leisteten keinen Widerstand gegen die
Demontage ihres einstigen „Hätschelkindes“.

Manfred Böcker (SPD) nannte dies ein „Zerr-
bild“. Die CDU sei schon immer gegen die
Triennale gewesen. Stets würden Basis-,
Breiten- und Laienkultur gegen Eventkultur
und gegen hochkarätige Kultur im Ruhrgebiet
ausgespielt. Kulturpolitik könne nicht nur rein
fiskalisch betrachtet werden, jeder Euro für die
Kultur vervier- oder verfünffache sich und sei
darum ökonomisch sinnvoll.

Brigitte Capune-Kitka (FDP) verlangte eine
Überarbeitung der RuhrTriennale: Man müsse
sie verbessern und „auch der maßlosen Art und
Weise einen Riegel vorschieben, in der hier
Geld herausgeschmissen wird“. Im Kulturaus-
schuss gehe man sorgfältig mit jedem Euro um,
die gleiche Sorgfalt verlange sie von der Ruhr
GmbH beim Aufbau eines Festivals.

Oliver Keymis (GRÜNE)  verteidigte die Trien-
nale. Grundsätzlich aber sei er der Meinung,
dass man  zu wenig Geld für die Kultur habe.
Da sei es erstaunlich, was mit der Summe alles
zustande gebracht werde – blühende Land-
schaften und eben kein „Kahlschlag“, wie die
CDU behaupte.

Kulturminister Dr. Michael Vesper (GRÜNE)
bezifferte den Kulturhaushalt inklusive
Denkmalschutz auf 150 Millionen Euro, wovon
gut 16 Millionen der RuhrTriennale zur Ver-
fügung stünden: Das sei ein Drittel dessen, was
in Salzburg oder Bayreuth ausgegeben werde.
Der Haushalt lege bewusst Schwerpunkte auf
Kinder und Jugendliche, auf die freie Szene, auf
die sozio-kulturellen Zentren und auf interna-
tionale Kulturpolitik.

Dr. Renate Düttmann-Braun (CDU) kritisierte
nachdrücklich die 40-prozentige Kürzung der
Bibliotheksmittel. Das bedeute das Ende für das
seit 50 Jahren in NRW durchgeführte Sonder-

sammelgebietsprogramm der Großstadtbiblio-
theken. Minister Vesper entgegnete, bei der
bekannten Kassenlage könnten von un-
abweisbaren Kürzungen nicht alle Bereiche ver-
schont werden; etwas anderes zu verlangen,
gemahne ihn an die „Quadratur des Kreises“.

Sport

Dr. Annemarie Schraps (CDU) wandte zum
Sporthaushalt ein, auf der einen Seite werde das
Geld mit Gutsherrenart ausgestreut, andererseits
würden beim Sparen diejenigen getroffen, „die
die Arbeit in den Verbänden und Vereinen ehren-
amtlich leisten“. Die Rhein-Ruhr-Region wolle
die Olympischen Spiele haben. Zu den Rah-
menbedingungen gehöre dabei, welche Sport-
stätten vorhanden und in welchem Zustand sie
seien.

Ina Meise-Laukamp (SPD)
räumte ein, es habe schmerzliche
Einschnitte gegeben, aber es sei
der Koalition gelungen, manche
Kürzung abzuwenden oder ab-
zumildern – und das in einem
Umfang, der in keinem anderen
Einzelplan zu finden sei. Folge:
Der Sporthaushalt sei, gemessen
an der finanziellen Lage, in einer
guten Situation.

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP)
fand, die Landesregierung habe
sich damit abgefunden, Re-
paraturbetrieb zu sein, statt zu
gestalten. Sie erfülle nicht einmal
mehr ihre eigenen Vorgaben,
etwa im Fall der dritten Sport-
stunde im Schulunterricht.

Ewald Groth (GRÜNE) bestand
ebenfalls darauf, der Sport könne
nicht ungeschoren davon-
kommen, wenn im Landesetat
insgesamt 2,8 Milliarden Euro
eingespart werden müssen. Der
Sporthaushalt sei in einer guten
Verfassung. Er sei in der Summe
immer noch höher als das
Volumen des Jahres 2000 – das
habe man in einer großen Kraft-
anstrengung erreicht.

Sportminister Dr. Michael Vesper
(GRÜNE) lobte, dass alle
Fraktionen für die Olympia-
bewerbung und für die Aus-
tragung der untrennbar dazu ge-
hörenden Paralympics sind. Alle
Teile des Sporthaushalts könnten
sich sehen lassen. Mit seinen vor-
bildlichen und modernen Sport-

Brigitte Capune-Kitka (FDP)

Richard Blömer (CDU)

Manfred Böcker (SPD) 

Oliver Keymis (GRÜNE)Oliver Keymis (GRÜNE)

Fotos: Schälte
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Der Landtag verabschiedete am 13. Dezember
die Änderung des Regionalisierungsgesetzes
(Drs. 13/2706) in 2. Lesung gegen die Stimmen
der Opposition.

Gerhard Wirth (SPD) erläuterte, das für den
Verkehrsbereich wichtigste Gesetz dieser Wahl-
periode  schaffe Klarheit über den Schienen-
und Personennahverkehr in NRW. In der
Managementgesellschaft sei das Land nur einer
von zehn Gesellschaftern. Bei der Fahrzeugför-
derung sei eine verträgliche Lösung gefunden
worden, die auch von den Zweckverbänden
und Unternehmen akzeptiert werde. In den

Jahren ab 2006 würden die Vorhaltekosten
zugunsten reiner Fahrzeugförderung beseitigt.
Die Mittel dafür würden auf 105 Millionen
Euro abgesenkt und 98,8 Zugkilometer als
unterer Wert verankert. Der erweiterte
Taktfahrplan erfolge vor allem im ländlichen
Raum. Der Metrorapid werde ab 2006
gesichert.

Günter Langen (CDU) bedauerte den Einbau
des Metrorapid in das Gesetz und das geringe
Vertrauen der Parlamentsmehrheit in die
Zweckverbände. Die CDU lehne die neue
Managementgesellschaft kategorisch ab und
wolle die Fortentwicklung der erfolgreichen
Agentur Nahverkehr NRW. Nicht nachvollzieh-
bar sei die Gleichheit von Angeboten und Stan-
dards. Die CDU lehne die „schnelle Stra-
ßenbahn“ Metrorapid ab, weil die
Finanzierung nicht gesichert sei und als Fahr-
zeitersparnis nur vier Minuten gegenüber dem
ICE erwartet würden.

Christof Rasche (FDP) begrüßte die Aufnahme
des Metrorapid in das Gesetz und die vor-
gesehenen Schienenersatzverkehre. Allerdings

sollten die Zweckverbände darüber ent-
scheiden, nicht das Ministerium. Der FDP 
erscheine die Agentur Nahverkehr NRW besser
geeignet als die Managementgesellschaft.
An Fahrzeugpools habe sie erhebliche Zweifel.
Sie lehne das Gesetz trotz einiger positiver 
Ansätze ab.

Peter Eichenseher (GRÜNE) stellte klar, der
Metrorapid werde nicht mehr gefördert,
sondern bei Betriebskostenzuschüssen gleich-
gestellt mit Regionalbahnen. Der hervorragend
gestaltete Integrale Taktfahrplan sei teuer
erkauft worden. Insgesamt sei das Gesetz eine
gute Grundlage für Qualität und Angebot im
öffentlichen Nahverkehr.

Verkehrsminister Dr. Axel Horstmann (SPD)
betonte, Aufgabenträger blieben die Zweckver-
bände. Die Magnetschwebetechnik im Fernver-
kehr sei an zu geringem Fahrgastaufkommen
gescheitert. Im Nahverkehr der Metropolregion
Rhein-Ruhr sei sie besser angewendet. Die
Übergangsregelung bei der Fahrzeugförderung
sei besser als das Auslaufen von Vorhaltekosten
nach dem Regierungsentwurf.

Neun Zweckverbände und das
Land organisieren den öffent-
lichen Nahverkehr in NRW

Mehr Klarheit bei 
Fahrzeugförderung

stätten und seinen national und international
bedeutsamen Sportveranstaltungen seien NRW
und die Rhein-Ruhr-Region eine „Weltmetro-
pole des Sports“.

Finanzministerium

Volkmar Klein (CDU) sprach den Finanz-
behörden herzlichen Dank für ihre schwere
und oft unergiebige Arbeit aus und zweifelte
am Ansatz von 36 Milliarden Euro Steuerein-
nahmen. Eigentlich brauche das Land eine
Sanierungskoalition. Nicht ganz legitim sei 
die Schuldenmehraufnahme durch Erhöhung
des Investitionsanteils an der Flutopferhilfe.
Kreative Buchführung sei auch die Erfindung
der investiven Schlüsselzuweisungen und die
nicht nachgewiesene globale Minderausgabe.

Erwin Siekmann (SPD) erwiderte, auch
unionsregierte Länder seien Opfer der Kon-
junkturschwäche, globaler Verwerfungen und
sinkender Steuereinnahmen. Mit einem Kraft-
akt gelinge es, politische Schwerpunkte wie
Ganztagsbetreuung, Beschäftigungsförderung
und innere Sicherheit beizubehalten. Die Ko-
alitionsfraktionen hätten große Disziplin
bewiesen und bei einem Haushaltsvolumen
von 48 Milliarden Euro nur Änderungen in
Höhe von 35 Millionen Euro beschlossen.

Angela Freimuth (FDP) äußerte Unmut über das
Ritual, Anträge der Opposition grundsätzlich ab-
zulehnen. Nachhaltige Finanzpolitik finde wieder

nicht statt. In Bund und Land setze Rot-Grün völ-
lig falsche Signale. Weitere Zechenromantik sei für
die FDP nicht akzeptabel. 4,7 Milliarden Euro für
Zinsen seien verfehlte Haushaltspolitik.

Edith Müller (GRÜNE) stimmte einem
Experten zu, mehr Lohn bedeute nicht länger
auch mehr Wachstum, und sah den Haushalts-
ausgleich der Verteilungskämpfe am Ende.

Finanzminister Jochen Dieckmann (SPD) erklärte,
die investiven Schlüsselzuweisungen seien kein
Trick, und bei der globalen Minderausgabe
gebe es die präzise Zuordnung auf Personal-
kosten. NRW sei bundesweit Spitze bei der Ver-
besserung der Steuereinnahmen. Beachtliche
Anstrengungen im Bildungsbereich und 1.329
neue Lehrerstellen dürften nicht außen vor
gelassen werden.

Stellenpläne

Manfred Palmen (CDU) hielt eine Beförderungs-
sperre nur für nicht budgetierende Ressorts 
für ungerecht. Alle müssten Opfer bringen.

Gisela Walsken (SPD) verteidigte den
bewussten Anreiz, Beförderungen selbst erwirt-
schaften zu lassen und im mittleren Dienst der
Umweltämter mehr Möglichkeiten vorzusehen.

Angela Freimuth (FDP) warf der Koalition den
weiteren Anstieg der Personalkosten und
fehlenden Mut bei der Versorgungsrücklage

vor. Es gebe nur Lippenbekenntnisse, passiert
sei nichts.

Edith Müller (GRÜNE) warb für eine Bundes-
ratsinitiative zur Öffnungsklausel im Gehalts-,
Urlaubs- und Tarifbereich und zur Reform des
öffentlichen Dienstrechts.

Manfred Palmen (CDU) kritisierte erneut, dass
252.000 Stelleninhaber 18 Monate nicht beför-
dert werden könnten, während 3.000 in
budgetierten Ressorts bevorzugt würden.

Finanzminister Jochen Dieckmann (SPD) ver-
teidigte den zusätzlichen Bonus und riet dazu,
das Instrument bald zu  nutzen. Das Jahr 2003
werde sehr erfolgreich sein. Es handele sich
schließlich um sichere Arbeitsplätze. Zur
Motivation gehöre auch Anerkennung.
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D
ie FDP-Entschließung „Tariftreue und
weitere vergabefremde Kriterien haben
im öffentlichen Vergaberecht nichts zu

suchen“ (Drs. 13/3371) lehnte die Landtags-
mehrheit aus SPD und GRÜNEN bei Ent-
haltung der CDU ab. Darin erklärt die FDP das
Gesetz für verfassungswidrig, weil es gegen
negative Koalitionsfreiheit und den Grundsatz
der Berufsfreiheit verstoße. Es gebe auch eu-
roparechtliche Bedenken hinsichtlich der
Dienstleistungsfreiheit. Gegen das Gesetz
sprächen auch dessen Verwaltungskosten und
die Verteuerung öffentlicher Aufträge.

Werner Bischoff (SPD) erläuterte, im Bau-
bereich und beim Öffentlichen Nahverkehr
werde Bezahlung unter oder ohne Tarif wegen
Wettbewerbsvorteilen nicht zugelassen. Un-
angemessen niedrige Angebote sollten einer
Wertung unterzogen werden. Viele Bau-

unternehmer hätten sich gegen „Schmutzkon-
kurrenz“ nicht wehren können und seien in
Konkurs gegangen. Der Opposition warf er vor,
die dramatischen Entwicklungen dort nicht zu
erkennen.

Konkurs durch Dumpinglöhne

Christian Weisbrich (CDU) bekannte sich na-
mens der CDU zur Anwendung des geltenden
Tarifrechts, wandte sich aber gegen jedes
Tarifdiktat und beantragte, einen in NRW
geltenden Tarifvertrag zugrundezulegen. Auch
ausländische Bieter müssten Mindestlöhne
zahlen. Es gebe jedoch keine ausreichenden
Kontrollen. Konkurse von Bauunternehmern
gebe es, weil diese keine Aufträge bekämen. Die
Flucht in den Tarifvertrag des privaten
Omnibusgewerbes sei nicht illegal. Ohne
erneute Anhörung sei das Gesetz wegen gra-
vierender Änderungen des Entwurfs rechtswid-
rig. Die Beratung sei chaotisch gewesen und die
Mehrbelastung für Kommunen offensichtlich.

Dr. Gerhard Papke (FDP) äußerte, das Gesetz
werde als eines der schlimmsten Bürokratieun-
geheuer in die NRW-Geschichte eingehen. Es
befriedige gewerkschaftliche Sonderinteressen,
unterdrücke Wettbewerb, sei zusammenge-
stümpert und durch das Parlament gepeitscht
worden. Die Wirtschaftlichkeit bei der Ver-
wendung von Steuermitteln werde unter-
graben. Schon beim Schwellenwert von Auf-
trägen ab 50.000 Euro seien jährliche
Mehrkosten von 600 Millionen Euro für die
Kommunen errechnet worden. Hinzu kämen
die Kontrollkosten, und das bei wachsendem
Investitionsstau wegen fehlender Mittel.

Rüdiger Sagel (GRÜNE) verteidigte die Ziele
des Gesetzes, Niedriglöhne zu unterbinden und
Arbeitnehmer vor Dumping zu schützen.
Wahlfreiheit bei mehreren Tarifverträgen
werde festgelegt. Das Gesetz sei auf fünf Jahre
befristet, um Konsequenzen zu beobachten. Bei
der Vergabe öffentlicher Aufträge wären auch
Frauenförderung und Ausbildungsplatz-
angebote wünschenswert.

Harald Schartau (SPD), Wirtschafts- und Ar-
beitsminister, wies auf die Erosion tariflicher
Bindungen im liberalisierten europäischen
Markt hin, die gestoppt werden solle. Die
deutsche Wirtschaft müsse im Wettbewerb
durch Qualität, Innovation  und hohen Aus-
bildungsstandard bestehen. Die Absenkung der
Untergrenze von 50.000 auf 10.000 Euro sei zu
begrüßen.

Wettbewerb durch Qualität

Rainer Schmeltzer (SPD) bezifferte die be-
troffenen Arbeitsplätze im Baugewerbe auf
200.000 in NRW und im öffentlichen Nahver-
kehr auf 30.000 und erklärte, der Städtetag und
das Baugewerbe begrüßten das Gesetz samt
niedrigerem Schwellenwert. Eventuelle Mehr-
kosten müssten die Kommunen aus sozialer Ver-
antwortung in Kauf nehmen, um drohenden zu-
sätzlichen Sozialkosten entgegenzuwirken.

Christof Rasche (FDP) bezeichnete das Gesetz
als wackelig und eine große Gefahr für Arbeits-
plätze im Öffentlichen Nahverkehr und für pri-
vate Verkehrsunternehmen. Die Ausschuss-
beratung habe gezeigt, dass das Gesetz nicht
beschlussreif sei.

230.000 Arbeitsplätze in NRW

Rüdiger Sagel (GRÜNE) beschwor den Schutz
der heimischen Arbeitnehmer, der das Gegen-
teil des von Rasche beschriebenen Schreckens-
szenarios bewirken werde, und verteidigte die
eingefügte Wahlmöglichkeit bei zu Grunde zu
legenden Tarifverträgen.

Umstrittenes Tariftreuegesetz
verabschiedet
Der Landtag verabschiedete am 13. Dezember
2002 das Gesetz zur Tariflichen Entlohnung
bei öffentlichen Aufträgen im Land NRW
(Drs. 13/2965) nach der 2. Lesung gegen die
Stimmen von CDU und FDP in der von der
Mehrheit von SPD und GRÜNEN im Wirt-
schaftsausschuss empfohlenen Fassung (siehe
Landtag intern 14/2002). Er nahm dazu noch
eine Entschließung von SPD und GRÜNEN
mit dem Titel „Vergaberecht weiterent-
wicklen, Arbeitnehmer/-innen schützen und
nötige Spielräume bewahren“ an (Drs.
13/3352). Nach Ablauf von drei Jahren soll die
Landesregierung einen Erfahrungsbericht
vorlegen, wie sich das Gesetz auf die Kosten-
entwicklung, auf die Preise im Personennah-
verkehr und auf den bürokratischen Aufwand
ausgewirkt hat .

Im Plenum anwesend
waren die Abgeordneten
während der Rede des 
Ministerpräsidenten. Hintere Reihen
v.l.: Regierungsbank, Präsidium und
Rednerpult, Regierungsbank, davor:
Stenografentisch.           Foto: Schälte 
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SPD

CDU: Bürgerbeteiligung online auf 
neuer Homepage    

K
omplett überarbeitet präsentiert sich die Internetseite der 
CDU-Landtagsfraktion NRW. Neben modernerer Optik und 
erweitertem Inhalt bietet www.cdu-nrw-fraktion.de auch eine

echte Innovation: die e-Initiative, eine Art elektronisches Bürger-
begehren. Dabei können Interessierte die CDU-Fraktion beauftragen,
zu einem Thema ihrer Wahl Stellung zu nehmen oder eine Anfrage 
an die Landesregierung richten. Die renovierte Homepage enthält 
neben politischen Informationen auch ein Quiz, bei dem die Nutzer
ihren politischen Wissensstand überprüfen können. Ein Online-Besuch
lohnt sich!

SPD: Unsere Grundschulen 
sind gut vorbereitet

D
as Land ist auf die Einführung des Faches Englisch in der
Grundschule gut vorbereitet“, stellt Manfred Degen, schul-
politischer Sprecher der SPD, fest. „Den 3.700 Grundschulen

stehen genügend qualifizierte Lehrerinnen und Lehrer zur Verfügung“,
betonte Degen. Insgesamt 4.400 Lehrerinnen und Lehrer hätten an
Qualifikationsmaßnahmen teilgenommen. Zusätzlich gebe es auch noch
2.200 Grundschullehrkräfte, die bereits eine Lehrbefähigung für das
Fach Englisch besitzen. Ingesamt stünden 6.600 Lehrer zur Verfügung.

Mit dem Landtagsbeschluss, der mit den Stimmen der Koalition
und der CDU-Opposition gefasst worden sei, werde zukünftig im 3. und
4. Schuljahr Englisch ein reguläres Unterrichtsfach. „Allerdings 
wird Englisch in den ersten Jahren, trotz regulärer Benotung, nicht 
versetzungsrelevant“, erklärte der bildungspolitische Sprecher der 
SPD-Fraktion.

Mit dem neuen Haushalt tritt erstmals auch ein Notfonds für be-
sondere Einsätze der Feuerwehren in Kraft. Die Kommunen können
künftig bei außergewöhnlichen Belastungen durch die Hilfeleistungen,
die ihre Feuerwehren gegenüber anderen erbringen, entsprechende
Kosten geltend machen. Dieses Thema hat gerade bei der verheerenden
Flutkatastrophe in Ostdeutschland eine große Rolle gespielt. „Wir haben
damit“, so der innenpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion,
Jürgen Jentsch, „eine Anregung des Landesfeuerwehrverbandes auf-
gegriffen und in die Tat umgesetzt.“ Der Fonds wird beginnend ab 2003
mit 100.000 Euro ausgestattet und eine schnelle und unbürokratische
Hilfeleistung ermöglichen.

FDP: „Masterplan Bürokratie-Abbau“ – 
mit NRW als Pionier

D
er FDP-Fraktionsvorsitzende Ingo Wolf hat angeregt, Nord-
rhein-Westfalen als erste Modellregion eines umfassenden Pro-
gramms für einen bundesweiten Bürokratieabbau auszuweisen.

Er unterstützt damit ausdrücklich den Vorschlag der Industrie- und
Handelskammern, gezielt Testgebiete zu benennen, um schnell und
effizient zu einer Lichtung des Regeldickichts zu kommen. „NRW als
größtes Bundesland sollte bei einer solchen bundesweiten Initiative auf
jeden Fall erstes Testgebiet und damit Pionier beim Bürokratieabbau
sein“, betonte Wolf. Es reiche nicht aus, Einzelfallregelungen zu ent-
schärfen, vielmehr müsse ein Gesamtkonzept, ein konkreter ordnungs-
politischer „Masterplan Bürokratieabbau“ auf den Tisch.

Mit ihrem Gesetzentwurf habe die FDP-Landtagsfraktion bereits
vor zwei Jahren genau das Instrument angeboten, das Ministerpräsident
Steinbrück kurz vor seinem Amtsantritt gefordert habe. Wolf:
„Lippenbekenntnisse reichen nicht aus. Wir brauchen weniger und
dafür klarere Gesetze, Verwaltungsvorschriften und Erlasse. Unsere Ver-
waltung muss besser, schneller und billiger werden. Alle Experten haben
in einer Anhörung des Landtags bereits vor knapp zwei Jahren bestätigt,
dass der FDP-Gesetzentwurf zum Bürokratieabbau das leisten kann.“

Der FDP-Entwurf vom Frühjahr 2001 fordert ein generelles Verfalls-
datum für alle Regelungen, damit der Gesetzesdschungel nicht unkon-
trolliert nachwächst. Wolf: „Unser Gesetz enthält ein Gesamtkonzept,
mit dem der Gesetzgeber den Prozess selbst steuern kann. Besonders
wichtig ist, dass das Gesetz die Umkehr der Beweislast enthält.“

CDU

FDP GRÜNE

Ehefrau eines inhaftierten russischen
Journalisten zu Gast bei Grünen-Abgeordneten

A
m 22. Januar 2003 empfingen die Grünen-Abgeordneten Edith
Müller (li.) und Monika Düker (re.) die Ehefrau des russischen
Umweltjournalisten Grigorij Pasko. Der Journalist hat über die

Missstände bei der russischen Armee berichtet und deckte die Ver-
klappung radioaktiven Mülls im japanischen Meer auf. 1997 wurde Pasko
wegen angeblicher Spionage inhaftiert. Im Verfahren konnte jedoch
keiner der Anklagepunkte aufrechterhalten werden. Der Freispruch währ-
te nicht lange. Nach dem Regierungsantritt Putins hob nunmehr das Mi-
litärgericht diese Entscheidung auf und verurteilte ihn in einem
politischen Prozess zu viereinhalb Jahren Haft unter verschärften
Bedingungen. Seine Ehefrau Galina Morosowa (Mitte) will, gemeinsam
mit Amnesty International, seine Freilassung und Rehabilitierung
erreichen. Dabei wird sie von Grünen-PolitikerInnen unterstützt.

http://www.landtag.nrw.de/WWW/index2.htm?seite=4
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subheadS
eine Amtsbeschreibung ist noch etwas
lernbedürftig: Minister für Bundes-
angelegenheiten, Europa und Staats-

kanzlei. Mit der Kurzform „Chef der Staats-
kanzlei“ kann Wolfram Kuschke sicher gut
leben, irgendwie trifft das Allgemeine ja auch
das ganz Spezielle dieses Amtes.

Was der 52-Jährige macht, hat sich schon
in den ersten Wochen seiner neuen Tätig-
keit im Düsseldorfer Stadttor gezeigt: Einen 
ordentlichen, ordnenden, übergeordnet
dienenden Job. Aber was ist dieser Wolfram
Kuschke für ein Mensch? 

Wolfram Kuschke ist der Typ des stillen,
effektiven Politik-Arbeiters. Mit einem kräftigen
Schuss Vorarbeiter. Mehr Sein als Scheinen –
keine schlechte Voraussetzung für die Leitungs-
und Koordinierungsfunktion in der Staats-
kanzlei. Wo er ist, da ist Ordnung. Was nichts
mit bürokratischem Selbstzweck, sondern mit
zielgerichteter Organisation zu tun hat. Mi-
nisterpräsident Steinbrück wusste genau, wa-
rum er den gewieften Verwaltungs-Praktiker
und strategisch denkenden SPD-Politiker in das
Zentrum der Regierungsmacht geholt hat.

Die Führung der großen Behörde
Bezirksregierung sei eine gute Ausbildung für
das neue Amt gewesen, sagt Kuschke. Das
Landespersonalvertretungsgesetz habe er
dabei nie als Kampfanzeige empfunden. Er sei
ein Chef, mit dem man reden könne, sagen die
Mitarbeiter. Dass ihn der  Wechsel vom
„schönsten Regierungsbezirk der Welt“ zur
auch recht angenehmen Stadttor-Aussicht
nicht zwangsläufig von der geschätzten
Basisnähe entfernt, gehört zu den Start-
erfahrungen des nach wie vor in Lünen

wohnenden Ministers. Montags, wenn die
Staus im WDR die Musik verdrängen, hört er
bei der Zugfahrt nach Düsseldorf Volkes
Stimme ohne Filter. Beim Kaffee zwischen
Ruhr und Rhein klingt manches anders als die
Aktenlage-Scheinwirklichkeit.

Apropos Kaffee: 25 Jahre in Münster
haben die Kuschkes geprägt. Mit Ehefrau Vera
geht er gerne ins Cafe, wo beim Frühstück mit
Freunden die Welt in Ordnung ist. Dass die
Zeit für diese wichtigen kleinen Freuden des
normalen Lebens knapper geworden sei, ist
Zustandsbeschreibung, nicht Klage.

THEORIE UND PRAXIS

Politiker lernt man nicht, das wird man.
Das solide  Gerüst legte sich der  im sauerlän-
dischen Menden geborene Wolfram Kuschke an
der Uni Münster zu. Nach dem Studium von
Geschichte und Politikwissenschaft war der
Bildungsbereich sein Arbeits-Metier. Pädago-
gischer Mitarbeiter an der Heimvolkshoch-
schule Haus Neuland in Bielefeld, wissenschaft-
licher Mitarbeiter und später Lehrbeauftragter
an der Ruhr-Uni Bochum – das sind berufliche
Stationen eines  Werdegangs, der schon früh
mit politischen Aktivitäten verbunden war.

Kuschke war Moderator (man kann auch
sagen Strippenzieher) der SPD-Parteireform
in NRW. Basisverbundenheit und Sinn für das
Machbare sind Qualitäten, die dem Ex-Re-
gierungspräsidenten (von 1998 bis November
2002) in der Staatskanzlei zugute kommen
sollten. Was im Kleinen für stille An-
erkennung auch bei politischen Gegnern sorg-

te (heimatverbundener Einsatz, Suche nach
Konsens), dürfte auch im Großen der Sache
dienlich sein. Dass er mit Wolfram Kuschke
einen loyalen, der eigenen Ruhmespflege un-
verdächtigen Leiter seiner Staats-Koor-
dinierungsstelle gefunden hat, ist für Peer
Steinbrück ein Stück Regierungs-Beruhigung.

Erste Erfahrungen im Amt? „Gute. Noch
lerne ich fast jeden Tag etwas Neues. Die  Ar-
beit im Kabinett und mit meinem Team
macht Spaß. Als Teamarbeiter ist das für mich
wichtig“. Und der Privatmensch Kuschke? Der
hört gerne Musik („Mit zunehmendem Alter
mehr Jazz und Klassik, aber ich habe ein
breites Spektrum“) und genießt die wenige
Lesezeit. Zuletzt auf dem Nachttisch: Die
Brandt-Biografie von Merseburger und ein
Krimi. Dass Tochter Julia (Jurastudentin, 24)
jetzt ein Jahr an der Uni in Brüssel war, findet
der  Auch-Europaminister richtig gut.

Urlaubsmäßig ist der Stier ein Wasser-
mann: Es zieht ihn zur Nordsee,
vor allem aber an den nahen
Möhnesee. Am Sonntag
wollen Kuschkes gerne
segeln gehn. Sofern die
Winde weh’n, oder
besser: Sofern kein
Termin einen Strich
durch die lieb gewordene
Sauerland-Rechnung
macht. Wanderungen auf
dem Rothaarsteig sind ihm
eine Lust, auch gegen Frust.

Bodo Zapp

Porträt der Woche: Wolfram Kuschke (SPD)

(Das namentlich gekenn-
zeichnete „Porträt der Woche“ ist

Text eines jeweiligen Gastautors und
muss nicht immer mit der Meinung

der Redaktion übereinstimmen.)

Für Jäger, Sammler und solche, die es werden wollen
Der Landtag-intern-Sammelschuber findet
großen Anklang und wird in den kommenden
Tagen ausgeliefert. Glücklich sind diejenigen
Jäger und Sammler, die schon ein Exemplar 
bestellt haben. Ordern Sie das praktische Helfer-
lein im Internet unter www.landtag.nrw.de 
zum Preis von 3,90 Euro zzgl. Versandkosten
und Verpackung. Oder Sie senden ein formloses 
Bestell-Fax an 02 11/884-30 70.

Kostenloses Abonnement

Das kostenlose Abo des Magazins kann eben-
falls auf diesem einfachen Wege bezogen werden.
Und schon bald werden Ihnen die aktuellen
Neuigkeiten aus dem Landtag gratis nach Hause
oder ins Büro gebracht – deutschlandweit!

Bitte klicken Sie hier, um weitere Informationen über die Abgeordneten zu erhalten!

http://www.landtag.nrw.de/WWW/index2.htm?seite=2


Vom 3. bis 18. Februar 2003

3.2. Gisela Walsken (SPD) 45
4.2. Heinrich Kruse (CDU) 57
4.2. Reiner Priggen (GRÜNE) 50
5.2. Inge Lagemann (SPD) 59

10.2. Peter Biesenbach (CDU) 55 
11.2. Manfred Luckey (CDU) 54
15.2. Holger Ellerbrock (FDP) 55
16.2. Eckhard Uhlenberg (CDU) 55
18.2. Dr. Robert Orth (FDP) 35
18.2. Dr. Michael Brinkmeyer (CDU) 35

Gerd Wirth (SPD) 
wurde als Nachfolger von Dr. Axel Horstmann
zum stellvertretenden Vorsitzenden der SPD-
Fraktion gewählt. Er ist in der Fraktions-
führung zuständig für Verkehr, Wohnungs-
und Städtebau, Kultur und Sport sowie für die
Enquete-Kommission „Zukunft der Städte“.

In Zusammenhang mit der Regierungs-
umbildung wurden einige Umbesetzungen in
den Ausschüssen notwendig. Nachstehend
neue ordentliche SPD-Mitglieder in der
Reihenfolge der Ausschüsse: Wolfgang Werner im
Ausschuss für Europa- und Eine-Welt-Politik,
Manfred Degen im Ausschuss für Frauenpolitik,
Ilse Brusis, Oda-Gerlind Gawlik und Horst Vöge im
Hauptausschuss, Dr. Karsten Rudolph im Aus-
schuss für Innere Verwaltung und im Kultur-
ausschuss, Dr. Frank Freimuth und Hildegard Nießen
im Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie,
Frank Baranowski im Ausschuss für Kommunal-
politik, Frank Sichau im Petitionsausschuss, aus
dem Ilse Brusis ausschied, Axel Dirks und Hans
Krings im Ausschuss für Schule und Weiter-
bildung, Irmgard Schmid im Ausschuss für Um-
weltschutz und Raumordnung, Hardy Fuß und
Annegret Krauskopf im Medienausschuss, Professor
Dr. Manfred Dammeyer und Elke Talhorst im Aus-
schuss für Wirtschaft, Mittelstand und Tech-
nologie, Jürgen Thulke im Ausschuss für
Wissenschaft und Forschung. In den Äl-
testenrat des Landtags wurde Helga Gießelmann
(SPD) gewählt.

Landtagsandacht
Der Beauftragte der Evangelischen Kirchen bei
Landtag und Landesregierung, Karl-Wolfgang
Brandt, sowie der Leiter des Katholischen
Büros, Dr. Karl-Heinz Vogt, laden die Abge-
ordneten des Landtags NRW am 20. Februar
2003 ein: 8.00 Uhr Parlamentsfrühstück im
Landtagsrestaurant und 9.15 Uhr Landtags-
andacht im Raum E 3 Z 03.

Geburtstagsliste
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Zur Person

Unter diesem Motto stand in diesem Jahr die Aktion der Sternsinger. Im Gewand der drei
Weisen aus dem Morgenland besuchten Jungen und Mädchen aus der katholischen Pfarr-
gemeinde Sankt Martin aus Düsseldorf-Bilk den Landtag, um in Gesängen und Gebeten vom
christlichen Sinn des Festes der Heiligen Drei Könige zu erzählen und zugleich für Hilfs-
projekte zu sammeln, die Kindern in Entwicklungsländern zufließen. In diesem Jahr nahm
Landtagsvizepräsident Dr. Helmuit Linssen die Schüler in Empfang, die im Haus des Landtags
die Buchstaben C*M*B an Türen malten, lateinisch die Abkürzung für  Christus Mansionem
Benedicat – Christus segne dieses Haus. Foto: Schälte

„Kindern ein Zuhause geben“
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